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Deutſcher Reichstag. 


(Nachdruck nur nach Uebereinkommen geſtattet.) 

69. Sitzung vom 18. Februar, 1 Ubr. * 
Die zweite Berathung des Arbeiterſchutzgeſetzes wird 
ortgeſetzt mit $ 105, welcher Ausnahmen durch die unteren 
erwaltungsbehörden für beſtimmte Zeit zuläßt für den Fall, daß 
in einem einzelnen Betrieb zur Verhütung eines unver⸗ 

hältnißmäßigen Schadens Sonntagsaxbeit nothwendig wird. 
Ein Antrag Auer (Soz.) will dieſe Ausnahme auf höchſtens 

14 Tage zulaſſen. Be 0 
En A ntrag Dr. Böttcher anl.) will für den Fall, daß 
eine vorherige Einholung der Erlaubniß von den unteren Verwal⸗ 
tungsbehörden unmöglich iſt, eine nachträgliche Einholung zu⸗ 


aſſen. 4 = . 
un Stolle (Soz.) wendet ſich gegen die zu weite Zu⸗ 
laſſung der Ausnahmen, wodurch die Sonntagsruhe ſchließlich zur 
Ausnahme werden wurde. Die Unterbehörden würden ihre Be⸗ 
fugniß, daruber zu entſcheiden, ob ein „unverhältnißmäßiger 
Schaden“ abzuwenden ſei, oft zu Gunſten der Fabrikanten miß⸗ 
brauchen, deshalb müſſe die Zeit, für die ſie Ausnahmen zulaſſen 
dürften, feſt begrenzt werden, damit nicht einfach der Sonntag zum 
Werktag gemacht werden würde. 4 f 

Geh. Rath Dr. Wilhelmi proteſtirt gegen die Behauptung, 
daß die Beſtim mungen der Vorlage die Sonntagsruhe zur Aus⸗ 
nahme machen würden. Es würde den Arbeitern ein ſo weit⸗ 
gehender Schutz gewährt, der tief in die Verhältniſſe der Induſtrie 
eingreifen werde. Es gäbe eine große Anzahl von nicht vorher⸗ 
zuſehenden dringenden Arbeiten, die in 14 Tagen ſich nicht erledi⸗ 
gen ließen. Einem Mißbrauch der Befugniſſe durch die unteren 
Verwaltungsbehörden werde durch die Kontrollvorſchriften und 
durch die Landeszentralbehörden geſteuert werden. Ebenſo wendet 
ſich Redner gegen den Antrag Dr. Böttcher, für den ein Bedürfniß 
nicht vorliege und durch den nur unberechtigter Sonntagsarbeit 
Vorſchub geieiftet werden würde. i 2 

Abg. Dr. Böttcher (nl.) weiſt für feinen Antrag auf plöß- 
lich eintretende Zwangslagen hin. Ein Mißbrauch ſei nicht zu be⸗ 
fürchten, da der betreffende Arbeitgeber ſich unter allen Umſtänden 
denunziren müſſe. 5 

Abg. Dr. Hartmann erklärt ſich gegen den Antrag Böttcher, 
da es bedenklich ſei, den einzelnen Induſtriellen jo weitgehende 
Vollmachten zu geben. Eine zeitliche Begrenzung der Ausnahmen, 
wie fie der Antrag Auer wollte, jet unmöglich. Redner wendet 
ſich ſodann in längeren allgemeinen Ausführungen dagegen, daß 
die Mehrheit der Arbeiter ſich von den übertriebenen Forderungen 
der Sozialdemokraten verlocken ließe und mit dem durch die Kom⸗ 
miſſionsvorlage gewährten Schutze unzufrieden ſei. Wenn es nur 
nach den Sozialdemokraten ginge, wäre für die Arbeiter noch lange 
nicht das geſchehen, was jetzt erreicht ſei, und das wünſchten die 
Sozialdemokraten gerade, denn je ſchlechter es dem Vaterlande gehe, 
deſto beſſer gehe es ihnen. 1 

Vizepräſident Graf Balleſtrem rügt es, daß bei jedem 
Paragraphen eine Generaldiskuſſion gehalten werde; es würde 
dadurch unmöglich gemacht, das Geſetz in abſehbarer Zeit zu Ende 
zu bringen. 8 he 5 

Abg. Dr. Hirſch (dfr.) findet in der Kommiſſionsfaſſung eine 
ausreichende 3 der Intereſſen der Induſtrie. Weiter zu 
gehen ſei unnöthig, und für ganz beſondere Ausnahmefälle mache 
man keine Geſetze. Deshalb ſei er gegen den Antrag Böttcher, 
wohl aber für den Antrag Auer, da die Beſtimmungen des Ent⸗ 
wurfes zu dehnbar ſeien. 

Abg. Bebel (Soz.) vertheidigt die Ausführungen des Abg. 
Stolle gegenüber dem Regierungskommiſſar. Die Regierung ſehe 
den ganzen Arbeiterſchuz von dem Standpunkt der ängſtlichſten 
Schonung des Unternehmerthums an. Das ſubjektive . 

nter⸗ 
nehmern namentlich an kleineren Orten nicht Platz greifen. 

Nach weiterer unerheblicher Debatte wird unter Ablehnung 
der Anträge Auer und Dr. Böttcher 8 105k in der 
Kommiſſionsfaſſung angenommen. 

§ 105g läßt eine Ausdehnung des Verbotes der Sonntags⸗ 
arbeit durch kaiſerliche Verordnung auch auf andere 
Gewerbe zu. 5 2 

Abg. Payer (Volksp.) empfiehlt Streichung des Paragraphen. 
Ebenſogut könne man viel fonjequenter einen einzigen Paragraphen 
machen: Beſtimmungen über den Arbeiterſchutz werden durch kai⸗ 
ſerliche Verordnung mit Jules ela des Bundesraths und der 
Subkommiſſion des Reichstages erlaſſen. (Heiterkeit.) Sonſt er⸗ 
ledige der Reichstag geſetzgeberiſche Arbeiten von viel geringerer 
Wichtigkeit mit peinlichſter Gewiſſenhaftigkeit, da dürfe er auch 
hier ſo tief einſchneidende Maßregeln nicht der kaiſerlichen Ver⸗ 
ordnung überlaſſen, ſondern auf normale geſetzgeberiſche Art er⸗ 
ledigen. Die politiſchen und konſtitutionellen Konſequenzen dürfe 
man auch nicht außer Acht laſſen. Wenn bei dem Bundesrathe 
die Anſchauung wechſeln würde, was ja ſehr leicht möglich wäre, 
würde das für den ganzen Arbeiterſchutz . ſein können. 
Die Zeit ſei ja nicht ſo fern, in der ſich von Tag zu Tag Ueber⸗ 
raſchungen durch Bundesrathsbeſchlüſſe wiederholt hätten. 

Miniſter v. Berlepſch erwidert, daß eine Beeinträchtigung 
der Rechte des Reichstages dem Bundesxathe durchaus fern liege; 
auch ſei an eine ſolch weitgehende Anwendung der Befugniſſe, daß 
ganz neue Gebiete einbezogen werden ſollen, nicht gedacht. Es 
könnten aber ſehr leicht in ezug auf die Anwendung der Be⸗ 
ſtimmungen Zweifel entſtehen, die durch kaiſerliche Verordnung 
beſſer gelöſt werden würden, als durch ſpezielle Geſetzgebung. 

Abg. Dr. Krauſe (dfr.) theilt die Bedenken des Abg. Payer 
ſchon mit Rückſicht auf die Hausinduſtrie, auf welche die kaiſerliche 
Verordnung das Verbot der Sonntagsarbeit ausdehnen könnte. 
Das müſſe der Geſetzgebung des Reichstages überlaſſen bleiben. 
Es könnten andere Strömungen im Bundesrath ſich geltend 
machen, und dann die Erklärung des Miniſters v. Berlepſch 
te: bleiben. Außerdem würde durch die Ertheilung 
einer ſolchen Befugniß an den Bundesrath der Fortgang der ſozial⸗ 
politiſchen Geſetzgebung in gemeinſamer Arbeit von Reichstag und 


— 


Bundesrath gehemmt werden. Denn wenn der Bundesrath eine 
Vorlage auf Ausdehnung des Verbotes der Sonntagsarbeit 
einbringen würde, und der Reichstag daran etwas ändern 
wollte, jo würde ſich der Bundesrath einfach auf den $ 105g berufen. 

Abg. Singer (Soz.) ſpricht ſich für die Beibehaltung des 
$ 105 aus. Die konſtitutionellen Bedenken müßten hier zurück⸗ 
ſtehen gegenüber der möglichſt weiten Ausdehnung der Sonntags⸗ 
ruhe. Seine Partei werde für den Paragraphen um ſo eher 
ſtimmen, als ſich jetzt im Bundesrath eine größere Neigung auf 
Gewährung von Arbeiterſchutz zeige als im Reichstag. b 

Abg. Dr. Hirſch (dfr.) zeigt an dieſen Ausführungen, daß die 
Sozialdemokraten das nackteſte, kraſſeſte Klaſſenintereſſe vertreten. 
Abg. Singer wolle deshalb eins der wichtigſten, fundamentalſten 
Volksrechte 8 Ueber das ſoziale Programm der Sozial⸗ 
demokraten jeieu in letzter Zeit ſehr intereſſante Enthüllungen ge⸗ 
macht, auch ihr politiſches Programm ſcheine mindeſtens ſehr durch⸗ 
löchert zu ſein. Einem ſolchen Einbruch in die konſtitutionellen 
Rechte des Reichstags könne er nicht ſeine Zuſtimmung geben, 
trotzdem ihm der Arbeiterſchutz eben ſo ſehr am Herzen liege, wie 
dem Abg. Singer. 

Abg. Dr. v Bar (dfr.) betont die ſtaatsrechtliche Seite der 
Frage. Das konſtitutionelle Recht des Reichstags dürfe nicht preis⸗ 
gegeben werden. 

Abg. v. Vollmar (Soz.) beſtreitet, daß das konſtitutionelle 
Recht des Reichstages in Frage ſei. Die Sozialdemokraten ſeien 
immer ſogar für eine Ausdehnung der Rechte der Volksvertretung 
eingetreten, ſie ſeien aber nicht doktrinär genug, um bei jeder Klei⸗ 
nigkeit dieſe Rechte zu betonen, wo es ſich um eine wirkſame Sonn⸗ 
tagsruhe handele. Die Gefinnung der kaiſerlichen Erlaſſe komme 
bei der Berathung des Reichstags nicht zum Ausdruck. Beim 
Bundesrath müſſe man ein größeres Intereſſe für die Arbeiter 
vorausſetzen. Wenn ſich das einmal ändern ſollte, werde der 
Reichsſag Mittel an der Hand haben, dem Bundesrath die Befug⸗ 
niß wieder 3 nehmen (Widerſpruch). 

Abg. Dr. Hartmann erklärt ſich ebenfalls gegen die 
Streichung. 3 

Die Diskuſſion wird geſchloſſen und $ 1058 gegen die Stimmen 
der Freiſinnigen und der Volkspartei angenommen. 

8 105h, wonach die Beſtimmungen über die Sonntagsruhe 
weitergehenden landesgeſetzlichen Beſchränkungen der Arbeit an 
Sonn⸗ und Feſttagen nicht entgegenſtehen dürfen, wird unter 
Ablehnung eines Amendements Schrader, das nur für 
die bereits „beſtehenden“ weitergehenden landesgeſetzlichen Beſtim⸗ 
* gelten zu laſſen, angen om me n. | 

arauf vertagt das Haus die weitere Berathung auf 
Donnerſtag 1 Uhr. 
Schluß 5 Uhr. 


Preußiſcher Landtag. 


Abgeordnetenhaus. 
36. Sitzung vom 18. Februar, 11 Uhr. 
(Nachdruck nur nach Uebereinkommen geſtattet.) 

Der Abg. Zelle (dfr.) wird als Mitglied der Staatsſchulden⸗ 
kommiſſion durch Zuruf wieder gewählt. 7 

Das Haus ſetzt die Berathung der Einkommenſteuer⸗ 
vorlage fort mit dem Antrage Brömel (dfr.), als $ 19a 
die Beſtimmung in das Geſetz einzufügen, daß bis zur beſonderen 
geſetzlichen Regelung der verſchiedenen Beſteuerung fundirten 
und unfundirten Einkommens bei dem unfundirten 
Einkommen (aus gewinnbringender Beſchäftigung) ein Viertel 
des Steuerſatzes bei der Veranlagung in bzug zu 
bringen iſt. 

Abg. Brömel (dfr.): Es muß überraſchen; daß die Frage 
des fundirten und unfundirten Einkommens bei dieſem Geſetz in 
den Hintergrund gedrängt iſt. Die Motive verweiſen in dieſer 
Beziehung auf die Erbſchaftsſteuer, welche aber für dieſe Seſſion 
als gefallen zu betrachten iſt. Die Entwickelung unſerer Finanz⸗ 
wirthſchaft führt dazu mit Nothwendigkeit, dig individuelle Lei⸗ 
ſtungsfähigkeit zu berückſichtigen. Die SS 18, 19, welche gewiſſe 
Erleichterungen bei der Beſteuerung zulaſſen, tragen ja dieſem 
Prinzip in gewiſſer Weiſe Rechnung, aber das fundirte Enkommen 
ii dabei von dem unfundirten nicht unterſchieden, und darin beſteht 
eine Ungleichheit und Ungerechtigkeit. Wenn auch das unfundirte 
Einkommen eine gewiſſe Erleichterung durch die Berechtigung des 
Abzuges der Lebensverſicherungsprämie erfährt, ſo kommt hier 
nicht bloß die Sorge für die Zukunft, ſondern die wirthſchaftliche 
Unſicherheit an und für ſich in Betracht. Das unfundirte Ein⸗ 
kommen iſt nicht in der Lage, ſich auf dauernd fließende Ein⸗ 
kommengquellen zu ſtützen; es iſt abhängig von der Arbeitskraft, 
von den wechſelnden Produktionsverhältniſſen und anderen Fak⸗ 
toren. Der Nichtkapitaliſt iſt angewieſen, in den Zeiten der Ar⸗ 
beit für die Zeit der Arbeitsloſigkeit Sorge zu tragen. Wenn man 
ſich nicht entſchließt, für das unfundirte Einkommen gegenüber dem 
fundirten eine Erleichterung zu ſchaffen, fo verſchließen Sie dem 
Arbeiter im weiteſten Sinne des Wortes die Bevorzugung, von 
ſeiner Arbeit einen Abzug zu machen. Bei dieſem unfundirten 
Einkommen handelt es ſich um die werthvollſten Theile des Volks⸗ 
einkommens und da tritt an das Haus die Pflicht heran, in Er⸗ 
wägung zu ziehen, wie Sie dieſem großen Theil des Einkommens 
einigermaßen gerecht werden. Es kommen hier ſowohl diejenigen 
Kreiſe in Betracht, deren Arbeit eine körperliche iſt, als die große 
Zahl derjenigen, deren Erwerb auf dauer Arbeit beruht. Ver⸗ 
gie mit der Lage der beſitzenden Klaſſen gilt auch in unſerem 
Vaterlande von denen, die auf die geiſtige Arbeit angewieſen ſind, 
auch heute noch das Wort: auch er iſt ein Proletarier. Das Ge⸗ 
ſetz in ſeiner gegenwärtigen Geſtalt fügt den Männern der geiſtigen 
Arbeit ein ſchweres, garnicht zu verantwortendes Unrecht zu. 

Allerdings iſt aus dieſen Kreiſen die Stimme der Oppoſition 
nicht ſo laut erhoben worden, wie wir es gewohnt ſind aus den 
Kreiſen der großen Intereſſentengruppen, die hi zuſammenſchließen 
können und ihre Stimme mit einem ganz beſonderen Gewicht in 
der öſſentlichen Diskuſſion geltend machen. Nur eine einzige Peti⸗ 
tion iſt uns zugegangen, vom deutſchen Privatbeamtenverein. Die 


m a orgen 8 
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Sprache aber, welche dieſe Petition redet, iſt beredt genug. Viele 
tauſend andere aber befinden ſich in ganz ähnlicher Lage. Daß 
aus den Kreiſen der Handarbeiter keine Petitionen gekommen ſind, 
mag daber rühren, daß ſehr große Theile dieſer Klaſſe mit ihrem 
geringen Einkommen von der Vorlage garnicht betroffen werden, 
und daß gegenüber anderen großen Agitationsſtoffen für die Leiter 
der Arbeiterbewegung die Frage der Einkommenſteuer eine verhält⸗ 
nißmäßig ſehr geringe Rolle ſpielt. Aber wie iſt es denn gekom⸗ 
men, daß aus den literariſchen, künſtleriſchen, wiſſenſchaftlichen 
Kreiſen ſich keine Stimme erhoben hat? Man hätte es erwarten 
ſollen, daß vor Allem die Journaliſten wenigſtens auf dem Platze 
geweſen wären, um ihre Stimme gegenüber dieſer Steuervorlage 
zu erheben. Ich glaube, der Grund iſt einigermaßen in dem jour⸗ 
naliſtiſchen Berufe ſelbſt zu ſuchen. Denn der Journaliſt iſt eigent⸗ 
lich ein Mann, der ſich von Berufs wegen in allererſter Linie forte 
während um die Angelegenheiten anderer Leute, aber nicht um ſeine 
eigene Angelegenheiten zu kümmern hat. Einzelne Perſönlichkeiten 
mit beſonders hohem Einkommen, wie es Herr v. Eynern kürzlich 
unter Hinweis auf Herrn Sudermann zu thun verſuchte, darf man 
nicht zur Beurtheilung der geiſtigen Arbeiter heranziehen. Für den 


größten Theil der deutſchen Schriftſteller gilt hinſichtlich ihres Er⸗ 


werbes noch heute das Wort „Ein Tagelöhner mit dem Geiſte.“ 
Sie ſtehen nicht eine Stufe höher als die Tagelöhner. Herr von 
Eynern jelber hat ſich ja auch ſ. Z. mit einer Broſchüre über die 
Deklarationen unter die Schriftſteller begeben; ich glaube aber 
nicht, daß er mit dem Ertrage derſelben ſein Einkommen ſonderlich 
vermehrt hat. (Heiterkeit.) 


In der ganzen Zeit des Intereſſenkampfes, wo die Intereſſen⸗ 
ten geſtrebt haben, die Geſetzgebung ſich dienſtbar zu machen, haben 
die Männer der geiſtigen Arbeit dieſem Treiben völlig ferngeſtan⸗ 
den. Im Zolltarife ſind die Produkte der geiſtigen Arbeit frei, und 
es iſt ein Lichtblick in dieſer ganzen verderblichen Begehrlichkeit, die 
in unſerem Volke durch die wirthſchaftspolitiſche Geſetzgebung 
entfacht worden iſt, daß die Männer der geiſtigen Arbeit ihren 
Schild blank erhalten haben. Niemals bat ſich aus dieſen Kreiſen, 
die mit der ganzen Schwere des Daſeins zu ringen haben, der 
Anſpruch an die Geſetzgebung gedrängt, Ihnen ein Sonderprivi⸗ 
legium zu bieten. Vor einigen Jahren tauchte allerdings der aber⸗ 
teuerliche Plan auf, für Dramen, die vom Auslande importirt und 
hier aufgeführt werden, eine hohe Regiſtergebühr einzuführen, um 
die nationale Arbeit des deutſchen Schriftſtellers zu ſchützen. Der 
Plan iſt untergegangen unter dem Fluch der allgemeinen Lächer⸗ 
lichkeit. Es liegen allerdings Petitionen von Verlegern vor, welche 
Eingangszölle verlangen, aber nicht für die Produkte der geiſtigen 
Arbeit, ſondern für die Buchbinderarbeit; fie verlangen Schußzölle 
auf Pappe und Kleiſter zum Schutze der nationalen Arbeit! (Heiter⸗ 
keit.) Es entſpräche doch nur dem Gefühl der Gerechtigkeit, wenn 
man nunmehr die uneigennützige und ſtolze Stellung der geiſtigen 
Arbeit in einem Augenblick in Berechnung zieht, wo ihr durch die 
Steuergeſetzgebung Laſten auferlegt werden ſollen, welche außer 
Verhältniß zu den anderen Klaſſen aufgebürdeten Laſten ſtehen. 

Schließlich darf man auch nicht eine Klaſſe von Staatsbürgern 
vergeſſen, welche durch die Geſetzgebung ſchon an und für ſich be⸗ 
einträchtigt ſind, die auf den Erwerb angewieſen ſind, und deren 
trotzdem kein Menſch in dieſen Steuerverhandlungen gedacht hat: 
die auf Erwerb angewieſenen Frauen. Hier tritt die Ungerech⸗ 
tigleit um ſo ſchroffer hervor, da die Frau, die auf den Erwerb 
angewieſen iſt, auf gleiche Stufe mit der Rentnerin geſtellt wird, 
zumal eine thörichte Geſetzgebung den Frauen die Bethätigung 
ihrer Fähigkeiten in unverantwortlicher Weiſe beſchränkt. Nicht an 
letzter Stelle müſſen alſo gerade die erwerbenden Frauen berück⸗ 
ſichtigt werden. 

Man kann ae nicht alle ſchwierigen Fragen in diefer 
einen Vorlage löſen. Aber die Frage, die ich hier behandle, ge⸗ 
hört nicht zu dieſen Fragen, und man kann ſie bei dieſer Vorlage 
am wenigſten bei Seite ſchieben. Schon mit Rückſicht auf die De⸗ 
klaration muß man wenigſtens Hand an die proviioriiche Erledi⸗ 
gung dieſer Frage legen. Die Deklaration wird die mittleren Ein⸗ 
kommen weit höher als bisher beſteuern und insbeſondere das 
Einkommen aus individueller Arbeitskraft, das gegenwärtig mit 
einer gewiſſen Milde herangezogen wird. Auch die arbeitenden 
Klaſſen mit einem Einkommen unter 3000 M. werden in Zukunft 
viel ſchärfer herongezogen werden als bisher. Dies Geſetz, welches 
angeblich ausgleichende Gerechtigkeit üben ſoll, welches ee 
die minder Leiſtungsfähigen erleichtern ſoll, wird alſo thatſächli 
die bisherigen Laſten noch erhöhen. 

Sodann drängt die im Geſetz vorgeſehene Ueberweiſung der 
Grund- und Gebäudeſteuer an die Kommunen zur Regelung dieſer 
Frage. Hier handelt es ſich um eine Erleichterung des Grund⸗ 
beſitzes, welche weſentlich abhängig iſt von den Mehrerträgen des 


Geſetzes, zu welchem gerade die Einkommen aus individueller 


Arbeitskraft in ſehr erheblichem Maße beigetragen haben. Es kann 
für dieſes Geſetz kaum einen ſchwereren Vorwurf geben, als daß 
darin eine Steuerentlaſtung des Grundbeſitzes vorgeſehen iſt weſent⸗ 
lich zu Laſten des Arbeitseinkommens. Da müſſen die Männer 
der geiſtigen Arbeit den Eindruck bekommen, als ob das ein Hohn 
auf die Gerechtigkeit iſt. 

Ich weiß, daß dieſe ſchwierige Materie nicht endgiltig durch 
die 9 7 des Hauſes gelöſt werden kann, ſondern nur in ge⸗ 
meinſamer Arbeit von Regierung und Landesvertretung. Bei der 
definitiven Regelung wird man ni gt nur einen Unterſchied machen 
müſſen zwiſchen fundirtem und unfundirtem Einkommen, man wird 
mindeſtens eine Dreitheilung machen muſſen zwiſchen Einkommen aus 
Kapitalbeſitz, aus gewerblicher und landwirthſchaftlicher Thätigkeit 
und dem eigentlichen Arbeitseinkommen. Deshalb habe ich meinem 
Vorſchlage den Charakter eines Proviſoriums gegeben. Als Pro⸗ 
viſorium betrachtet, mag mein Vorſchlag manche Einwendungen mit 
Recht erfahren, auch die Einwendung, daß hier ja alle Arbeits⸗ 
einkommen, auch die hohen, getroffen werden. Dagegen bedenke 
man, daß dieſe Einkommen nicht in großer Zahl vorkommen, und 
daß diejenigen die fie beziehen, ihre Lebenskraft ſehr ſchnell ver⸗ 
brauchen. Ich bin auch bereit, den Antrag 
ſchränken, wenn man nur das Prinzip annimmt. Ich bin bereit 
die Begünſtigung auf Einfopimen bis 9500 Mark zu beſchränken, 
die Staatsbeamten, die eine ſichere Zukunft haben, auszuſchließen. 


noch weiter einzu⸗ 
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Die finanziellen Folgen werden bei einer erheblichen Beſchränkung 
der Höhe und des Umfanges auch über einen mäßigen Betrag 
nicht hinausgehen. 

Wenn Sie die Ungerechtigkeit beſtehen laſſen, ſo drücken Sie 
dem Geſetz einen Makel auf wie er keinem anderen Geſetze an⸗ 
haftet, und der in Widerſpruch ſteht mit den Worten von der aus⸗ 
gleichenden Gerechtigkeit, welche dann nur als ein Flitterwerk be⸗ 
trachtet werden könne. (Lebhafter Beifall links). 

Generalſteuerdirektor Burghart: Der Antrag des Abg. 
Brömel ſteht zuſammen mit einer Kategorie von Anträgen und 
Angriffen gegen die Regierung, daß dieſelbe mit der Reform ſuc⸗ 
ceſſive vorgehen will. Hätte die Regierung ſich darauf einlaſſen 
wollen, ſo wären die Vorarbeiten ſo umfangreich, daß wir in dieſer 
Seſſion noch nicht die Vorlage hätten machen können, und wenn 
wir ſie eingebracht hätten, ſo wäre in einer Seſſion eine Ver⸗ 
ſtändigung nicht erzielt worden wegen der Schwierigkeit der Frage. 
Nach der einen Seite hin kann die Regierung den Antrag mit 
günſtigen Augen anſehen: wenn Sie den Antrag annehmen, fo 
erleichtern Sie der Regierung den Weg zu der ja bereits für ſpätere 
Zeit in Ausſicht genommenen Reform in Beziehung auf die Unter⸗ 
ſcheidung des fundirten und des unfundirten Einkommens. Eine 
ganz andere Frage iſt es, ob es richtig iſt, ſchon jetzt ein Provi⸗ 
forium eintreten zu laſſen. Die Erleichterung des Grundbeſitzes 
durch die Ueberweiſungen iſt für mich kein Grund für ein Provi⸗ 
ſorium, denn das iſt ein Faktor, mit dem wir hier noch nicht 
rechnen dürfen, und ebenſo wenig die höhere Belaſtung der mitt⸗ 
leren Einkommen durch die Deklaration. Die Deklaration ſoll ja 
eine gerechtere Heranziehung ermöglichen. Herr Brömel ſtellt die 
Beamten, die kleinen Leute, die Schriftſteller als die Hauptleid⸗ 
tragenden bei der Deklaration hin. Das iſt mir ganz neu, bisher 
hieß es doch immer, dieſe Leute wären bisher viel zu hoch be⸗ 
ſteuert. Der Antrag Brömel iſt ungerecht, ſo lange wir die Grund⸗ 
und Gebäudeſteuer und die Gewerbeſteuer haben, denn die alten 
Klagen gingen doch gegen die Bruttobeſteuerung. Reſerviren Sie 
alſo dieſe Frage bis zur Löſung jener Fragen. Denn thun Sie 
einmal dieſen Schritt, dann läßt er ſich nicht mehr zurückthun. 
Darum thun Sie ihn nicht. : 

Inzwiſchen hat Abg. Brömel feinen Antrag dahin m odi- 
fizirt, daß die Begünſtigung einer geringeren Steuer für das 
nichtfundirte Einkommen auf die Einkommen bis 9500 Mark be⸗ 
ſchränkt bleiben ſolle. 5 5 5 BE 

Abg. Frhr. v. Zedlitz (frk.);: Herr Brömel trifft mit feinem 
Antrage nicht die Grenze zwiſchen fundirten und unfundirten Ein⸗ 
kommen vollkommen, er läßt viele Arten von unfundirten Ein⸗ 
kommen ganz außer Betracht, z. B. das ganze Gewerbeeinkommen. 
Er überſieht, daß der Grundbeſitz und Gewerbebetrieb bereits be⸗ 
ſonders und ſehr ſchwer beſteuert iſt, daß alſo eine Unterſcheidung 
zwiſchen fundirten und unfundirten Einkommen thatſächlich ſchon 
ſtattfindet. Der Abg. Brömel erweitert die Ungerechtigkeit nach 
der einen Seite, während er ſie auf der andern beſeitigt. Sein 
Antrag geht nur darauf aus, gewiſſe Klaſſen zu kalmiren und zu 

ewinnen. Wir erreichen keine Zufriedenheit mit dem Antrage, 
ondern nur ſtärkere Unzufriedenheit, darum lehnen Sie den An⸗ 
trag ab. 
dg. Dr. Hammacher (nl): Trotz der humanen Rede des 
Abg. Brömel wird der Antrag abgelehnt werden; er iſt ein zu 
mechaniſcher, als daß ihm Folge gegeben werden könnte. Aber der 
Grundgedanke deſſelben iſt ein richtiger, und es iſt bedauerlich, daß 
derſelbe in dieſem Geſetz nicht durchgeführt werden konnte. Die 
Nationalliberalen treten ſeit Jahren für dieſen Gedanken ein, und 
wir hoffen, daß er in einer jpäteren Reform zur Geltung kommen 
wird. 8 5 
Abg. v. Eynern (ul.): Was über die Thätigkeit der Schrift⸗ 
ſteller vom Abg. Brömel geſagt worden iſt, kann ich nicht unter⸗ 
ſchreiben. Die Lage derſelben in Deutſchland iſt eine durchaus be- 
friedigende. Gewinnbringende Beſchäftigung hat auch der Kapitaliſt, 
und jo kann der Antrag nur zur Einführung der Kapitalrenten⸗ 
fteuer führen. - Bu 

Abg. Brömel (dir): Die Ueberweiſung der Grund» und 
Gebäudeſteuer müſſen wir nach den geſtrigen Erklärungen des 
Herrn Finanzminiſters hier wohl in Betracht ziehen, dieſelbe iſt 
keineswegs ein Faktor, mit dem wir nicht rechnen dürfen, wie der 
Herr Generalſteuerdirektor meinte. Der Finanzminiſter hat nicht 
die geringſte Gewähr dafür, daß, wenn dieſes Geſetz zu Stande 
kommt, auch ſpäterhin die höhere Beſteuerung des fundirten Ein⸗ 
kommens eintreten wird. — Darum iſt das Proviſorium gerade 
hier am Platze. Die Unterſtellung ſolcher Motive, wie ſie Abg. 
v. Zedlitz hier äußerte, daß ich mit meinem Antrage darauf ſpeku⸗ 
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lire, gewiſſe Klaſſen u kalmiren und für mich zu gewinnen, ſollte 
gerade an dieſer Stelle unterbleiben, und ich muß ſie entſchieden 
zurückweiſen. (Beifall links.) Ich will auch nicht bloß die geiſtige 
Arbeit begünſtigen, mein Antrag ſchließt auch die körperlich arbei⸗ 
tenden Klaſſen ein. 
liegen, möge Ihnen der Umſtand beweiſen, daß der Verein „Ber⸗ 
liner Preſſe“ eine Altersverſorgungsanſtalt eingerichtet hat, en 
dem Schriftiteller eine Rente von 300 Mark bewilligt, alſo nicht 
mehr als dem Arbeiter nach dem Altersverſicherungsgeſetz. Ich 
bitte nochmals, meinen Antrag anzunehmen. 

Finanzminiſter Dr. Miquel: Die Ueberweiſung der Grund⸗ 
und Gebäudeſteuer liegt nicht in nebelhafter Ferne, aber dieſe 
Frage der Ueberweiſung kann nur gelöſt werden in Verbindung 
mit einer Reform der Kommunalſteuer; bevor aber dieſe Frage 
nicht gelöſt iſt, können wir die Srage der Deilenerung des fun⸗ 
dirten und unfundirten Einkommens nicht entſcheiden. Es iſt mir 
aber lieb, daß der Antrag geſtellt iſt, weil durch die Diskuſſion die 
Ueberzeugung noch eine entſchiedenere und lebendigere wird, daß 
dieſe Frage gelöſt werden muß, um zu einer vollen Gerechtigkeit 
zu kommen. Noch keine Staatsregierung hat die Frage vollkommen 
zutreffend gelöſt, und ich kann nur alle, welche ſich dafür intereſſi⸗ 
ren, bitten, der Staatsregierung dabei zu helfen, die ſich nicht ein⸗ 
bildet, die weiſeſte zu ſein. Mr 

Darauf wird der Antrag Brömel gegen die Stimmen der 
Freiſinnigen abgelehnt und $ 19 unverändert angenom⸗ 
men ebenſo die 88 20—28. 5 5 R 5 

Bei $ 24 (Steuerdeklarationspflicht für Einkom⸗ 
men über 3000 M.) erklärt He: 

Abg. Bieſenbach (3tr.), kein prinzipieller Gegner der 
Deklaration zu ſein. Aber ſie werde nicht ſo harmlos ſein, wie es 
vom Finanzminiſter Fe werde. Sie werde eine nichts 
weniger als angenehme Maßregel bilden. Es werde ein Kampf 
zwiſchen Eigennutz und Pflicht entſtehen, und der Aerger werde 
ſich im Volke verbreiten wegen des Eindringens der Behörden in 
die intimſten Geſchäfts⸗ und Einkommensverhältniſſe. Dazu komme, 
daß der Deklarant auf die e der Kommiſſion 
abſolut keinen Einfluß habe. Auf der andern Seite ſtehe aber die 
Unhaltbaxkeit des jetzigen Zuſtandes, welcher eine Begünſtigung des 
mobilen Kapitals enthalte. Redner will für die Selbſtdeklaration 
ſtimmen im Hinblick auf diejenigen, welche bisher zu hoch geſchätzt 
worden ſeien, und er bittet, bei der Selbſtdeklaration mit Schonung 
u verfahren. Die Regierung habe darauf Rückſicht genommen. 
Aber die Kommiſſion habe einen großen Fehler begangen, daß ſie 
eine drakoniſche Strafbeſtimmung eingefügt habe, die durchaus 
überflüſſig ſei. (Beifall links). Es gebe viele Leute, die triftige 
Gründe haben, der Kommiſſion die Einſicht in die wirthſchaftlichen 
Verhältniſſe zu verſagen. Ferner erklärt ſich Redner gegen, einen 
Steuergerichtshof. edenken habe er auch gegen die Verknüpfung 
des Eides mit der Selbſtdeklaration, finde dieſe Verknüpfung ſtatt, 
ſo werde der überwiegende Theil ſeiner Partei ſogar gegen das 
ganze Geſetz ſtimmen. Es entſpreche nicht der Heiligkeit des Eides, 
ihn bei einer Steuererklärung zu leiſten. Der Eid ſei um ſo 
weniger gerechtfertigt in einer Zeit, wo die Ueberzeugung von der 
ar MR des Eides jo geringe Verbreitung habe. 

Auf Antrag des Abg. Rickert wird die Berathung auf den 
ganzen Abſchnitt, die Paragraphen 24—30a mit ausgedehnt. 

Gegenüber der Regierungsvorlage enthält die Kommiſſion im 
§ 30 eine Verſchärfung dahin, daß bei Unterlaſſung der De— 
nn a Zuſchlag von 25 Prozent zur veranlagten Steuer 
zu zahlen iſt. 5 
Ein Antrag Frhr. v. Hammerſtein (ekonſ.) will mehrere 
neue Paragraphen 301—e einfügen, nach denen nach dem Tode 
eines mit über 3000 M. Veranlagten ein ſchriftliches Nach- 
laßverzeich miß einzureichen tft. . ? ? 
Abg. v. Eynern (natl.): Ich halte es für ſehr bedenklich, mit 
den Strafbeſtimmungen über eine gewiſſe Grenze Binouäguaehen, 
und ich begreife nicht, wozu die Kommiſſionen die Strafbeſtimmung 
eingefügt hat, daß bei verweigerter Deklaration ein Zuſchlag von 
25 Prozent erhoben werden ſoll. Die Entziehung des Reklama⸗ 
tionsrechts allein würde ſchon genügen. Man erreicht mit dieſer 
eſtimmung nur einen ſchweren Widerſtand gegen das Geſetz. 
Redner bittet daher, die Regierungsvorlage wieder herzuſtellen. 

Abg. Hör ner (fonf.): Der von der Kommiſſion eingefügte 
Zuſatz bildet keine Strafbeſtimmung, ſondern nur einen Rechts⸗ 
nachtheil für eine nicht eingegangene Verpflichtung. Redner wendet 
ſich darauf dem § 27 zu, der geſtattet, bei ſchwieriger Deklaration 
ſtatt dieſer eine Vermögensnachweiſung zu geben, welchen er im 
Intereſſe der Landwirthſchaft empfiehlt. 


k Abg. 
Regierungsvortage anzun 


Wie aber die Verhältniſſe der Schriftſteller W 


Dr. Friedberg (natl.) bittet $ 30 in der a der 
\ n. uſchlag der 25 roz. werde 
rigoroſer und odioſer ſein als die Deklaration ſelbſt, er ſei unbe⸗ 
dingt eine Strafe und werde von jedem ſo aufgefaßt werden. 
enn man ein neues ip einführe, ſo müſſe man mit Scho⸗ 
nung vorgehen, und wenn die Regierung ſelbſt ſich mit einem mes 
niger rigoroſen Auskunftsmittel begnüge, ſo habe das Haus keinen 
Grund, zu einem ſchärferen zu greifen. Man werde mit den 25 
Prozent gar nicht abſchrecken, denn viele Leute würden lieber dieſer 
Zuſchlag bezahlen als deflariren. 

Abg. Schmieding (natl.) tritt für die Kommiſſionsbeſtim⸗ 
mung ein, da nur durch eine ſolche Strafbeſtimmung das Gefühl 
im Volke vorhanden ſein werde, daß die Laſten gerecht vertheilt 
ſind. Die ug, Sm des Reklamationsrechtes allein ſei nicht 


n 


wirkſam genug. Im Volke werde man vermuthen, daß, wer nicht 
deklariren wolle, hoffe, ohne Deklaration beſſer fortzukommen. Den 
Antrag Hammerſtein erſucht Redner abzulehnen; derſelbe werde als 
eine vexatoriſche Maßregel empfunden werden. 
Abg. Fritze n (Ztr.) wendet ſich gegen die Strafbeſtimmung 
iu § 30, welche die Freunde der Deklaration zu, ihren Gegnern zu 
machen geeignet ſei. Wenn ein Vormund eine Deklaration nicht 
abgeben wolle, werde da der Vormund oder das Mündel beſtraft? 
Alſo ſchon formell läßt ſich die Beſtimmung nicht durchführen. 
Noch unſinniger it es, den Zenſiten für die falſche Einſchätzung 
durch die Kommiſſion verantwortlich zu machen; wenn Jemand für 
ſolche Fehler ſtrafbar ſein ſoll, dann müßten es die Mitglieder der 
Steuerkommiſſion ſein. 
Finanzminiſter v. Miguel: Es handelt ſich hier darum, daß 
jeder Steuerpflichtige gerecht veranlagt wird, um einen Gegenſatz 
zwiſchen Fiskalität und Nicht⸗Fiskalität handelt es ſich nicht. Wenn 
das Geſetz in der Weiſe angenommen werden ſollte, wie das von 
vielen verlangt werde, ſo haben wir eine Scheindeklaration. Die 
Regierung hat die Deklaration nicht ins Belieben der Steuerpflichtigen 
geſtellt, denn ſonſt hätte ſie das Verſagen der Deklaration mit der Ent⸗ 
ziehung des Reklamationsrechtes beſtraft. Die Kommiſſion iſt einen 
Schritt weiter gegangen und zwar auf Grund der Erfahrungen in 
anderen Ländern. Allexdings iſt die Deklaration nichts Angenehmes, 
aber das Staatsintereſſe verlangt ſie. In der Kommiſſion habe ich mich 
bereits mit ihrem Zuſatze einverſtanden erklärt, und die Annahme des⸗ 
ſelben wird dem ganzen Geſetze keinen Schaden thun. In einem Landes⸗ 
theile haben ſich bereits Steuerpflichtige dafür ausgeſprochen, nicht 
zu deklariren, und wenn dieſelbe Steuerkommiſſion, wie bisher, 
ernannt wird, und die Beſtimmung fällt, daß ein Regiexungs⸗ 
vertreter zugezogen wird, ſo iſt die ganze Reform eine Schein⸗ 
reform. Darum nehmen Sie alle Garantien für eine ſchnelle und 
gerechte Durchführung des Geſetzes an. x 
Abg. Graf Limburg-Stirum (k.) beſtreitet, daß der Antrag 
Hammerſtein nachtheilige Wirkungen haben werde. Die Deklaration 
ſei nichts Angenehmes, aber führe man ſie einmal ein, dann müſſe 
man auch alle Gewähr ſchaffen, daß ſie in richtiger Weiſe durch⸗ 
ent werde. Eine ſolche Gewähr fei der Zuſatz der Kom⸗ 
miſſion. 22 

Abg. Rickert (dfr.): Ich werde gegen die Kommiſſionsan⸗ 
träge und gegen den Antrag Hammerſtein ſtimmen. Der Finanz⸗ 
miniſter hat bei der erſten Berathung ſein Zutrauen zu der Ehr⸗ 
lichkeit der preußiſchen Bevölkerung ausgeſprochen. Heute hat er 
ganz anders geſprochen, ſeine heutigen Aeußerungen haben der 
Ehrenhaftigkeit der Steuerpflichtigen ein ſchlechtes Zeugniß aus⸗ 
geſtellt. (Widerſpruch rechts.) Wenn ſie wirklich meinen, daß die 
Steuerdeklarationen in einigen Landestheilen verſagt werden, 
ſo ſtellen Sie der Einſchätzungskommiſſion ein ſchlechtes Zeugniß 
aus. Denn dieſe hat ſchon die Mittel, zur Deklargtion zu zwingen. 
Sie denken immer an den Fiskus, aber denken Sie doch auch der 


Zenſiten. (Sehr wahr! links.) Warum wollen Sie nicht auch den 
Zenſiten vor Uebergriffen der Kommiſſion ſchützen? Und daß 


ſolche Uebergriffe vorkommen werden, iſt beſonders auf dem Lande 
eee l. te können es freilich nicht erwarten, bis Ste die 
Millionen Ueberſchüſſe haben, für die Sie die Verwendung noch 
nicht kennen. Mir it das Vorgehen der Kommiſſion unbegreiflich. 
Wenn die Regierung keine anderen Mittel verlangt, was zwingt 
uns dazu, ſie ihr zu geben? In der Kommiſſion hat der Sinanze 
miniſter im Sinne der Regierungsvorlage geſprochen. Daß ihm 
nun der Appetit beim Eſſen kommt, begreife ich. Aber ich bitte 
Sie, mit dem früheren Finanzminiſter und nicht mit dem heutigen 
für die Regierungsvorlage zu ſtimmen. (Beifall links). 
Finanzminiſter Dr. Miguel bin noch heute der Mei⸗ 
nung, daß die große Mehrzahl wirklich der Wahrheit gemäß dekla⸗ 
rirt. Aber ſchon in der erſten Leſung ſagte ich, daß dieſer Mehr⸗ 
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Stadttheater. 
Poſen, 18. Februar. 
„Deborah“, Volks⸗Schauſpiel von Moſenthal. 

Die Aufführung des Moſenthalſchen Schauſpiels brachte 
uns einen recht genußreichen Abend, einmal wegen des Stückes 
ſelbſt, dann aber wegen der trefflichen Darſtellung der Titel⸗ 
rolle durch unſere zukünftige erſte Liebhaberin Frl. Terka 
Czillag. Die Rolle der Deborah bietet einer Künſtlerin 


vollauf Gelegenheit, ihre ganze ſchauſpieleriſche Begabung be⸗ Fall? 


kunden zu können. Fräulein Czillag konnte hier ihre künſt⸗ 
leriſche Individualität in höherem Grade an den Tag legen, 
als bei ihrem erſten Gaſtſpiele in den „Goldfiſchen“. Wir 
haben die Dame als eine Künſtlerin von außergewöhnlicher 
Sicherheit in Auffaſſung, Spiel und Sprache, von einer Kor⸗ 
rektheit, die durch keine läſtige Eigenheit oder auffallende 
Eigenſchaft beeinflußt wird, kennen gelernt. Fräulein Czillag 
iſt eine tüchtige Künſtlerin, die unſerem nächſtjährigen Enſemble 
nur zum Vortheil gereichen wird. In der Darſtellung der 
Deborah vereinten ſich alle der Künſtlerin eigenen idealen 
Ausdrucksmittel, die ſchöne Erſcheinung, die modulations⸗ 
fähige Stimme, die der jeweiligen Situation ange⸗ 
meſſene Plaſtik der Bewegungen, zu einer feſſelnden 
Geſammtleiſtung. Ebenſo innig und warm empfindend in 
ihrer Liebe, ſo glühend loderte ihre Rachebegier aus ihren 
Augen und durchbebte ihre Stimme, um dann im Schlußakt 
mit vollendeter Feinheit die Wandlung in ihren Empfindungen 
zur Geltung zu bringen. Ein trefflicher Partner in der Rolle 
des wankelmüthigen Joſef war Herr Lipowitz, welchem ein 
nicht geringer Theil des vom Publikum geſpendeten Beifalls 
gebührt. Anmuthig und erwärmend war das Spiel des Frl. 
Golandt als Hanna. Der Pfarrer, deſſen Toleranz auch 
heute noch ſo Manchem als leuchtendes Beiſpiel gelten ſollte, 
wurde von Herrn Selzburg angemeſſen dargeſtellt, ebenſo 
der fanatiſche Schulmeiſter durch Herrn Nowack. Fräulein 
Wilke fand für das jüdiſche Weib, die im Gegenſatze zu 
Deborah nur von Habgier erfüllt iſt, treffenden Ausdruck, auch 
der blinde Abraham wurde von Herrn Willert wirlſ am 
geſpielt. St. 


* Wann fängt das neue Jahrhundert an? — Um 12 Uhr 


in der Nacht zwiſchen dem 31. Dezember 1899 und dem 1. Ja⸗ 


nuar 1900? — Oder um 12 Uhr in der Nacht zwiſchen dem 
31. Dezember 1900 und dem 1. Januar 1901? — That is the 
question! — Zur Behandlung dieſes in gemüthlicher und ſtaats⸗ 


bürgerlicher Hinſicht, beſonders für alle Punſchbowlenfabrikanten 
und lyriſchen Dichter wichtigen Gegenſtandes regt uns eine wahre 
Hochfluth aus dem Abonnentenkreiſe zugegangener Fragen an. 
a iſt klar, daß das zwanzigſte Jahrhundert mit demjenigen 

eitpunkt anfängt, bei deſſen Eintritt neunzehnhundert Jahre ſeit 
der Geburt Jeſu Chriſti vergangen ſind. Aber wann iſt das der 
Fall? — Das eine liegt auf der Hand: wenn das Jahr 1900 
vollendet iſt, fo find mit dem letzten Glockenſchlage deſſelben, wie 
ſchon der Name des Jahres beſagt, neunzehnhundert Jahre ver- 
floſſen ſeit dem 1. Januar desjenigen Jahres, welches das erſte 
nach Chriſti Geburt war. Dieſes letztere trug die Zahl 1, das 
nächſte 2. das übernächſte 3 u. ſ. f., ſo daß ganz offenbar neun⸗ 
ehn Jahrhunderte ſeit zenem erſten Januar mit Vollendung des 
Jabres verfloſſen find, das die Zahl 1900 trägt. Danach iſt es alſo 


zweifellos, daß das neue Jahrhundert erſt mit dem 1. Januar 1901 d 


beginnt. Dem gegenüber iſt geltend gemacht worden, daß dieſes 
entſcheidende Jahr 1 nach Chriſti Geburt keineswegs das erſte 
ahr unſerer Zeitrechaung ſei, ſondern dasjenige Jahr, in welchem 
briſtus wirklich in der Nacht vom 24. zum 25 Dezember geboren 
worden iſt. Nehmen wir an, es ſei 1 dann allerdings find ſchon 
am 31. Dezember 1899 neunzehn hundert Jahre ſeit dem Beginn 
unſerer Zeitrechnung n und das zwanzigſte Jahrhundert 
unſerer Aera begänne mit dem 1. Januar 1900. Die ganze Ent⸗ 
ſcheldung liegt alſo in der Frage: gab es zwiſchen dem Jahr 1 
nach Chriſti Geburt und dem Jahr 1 vor Chriftt Geburt ein 
Zwiſchenjahr, das, in welchem Chriſtus am Weihnachtstage geboren 
worden iſt, oder gab es kein ſolches Jahr? Mit anderen Worten: 
fing unfere Beitrechnung mit dem Jahre 1 oder mit dem Jahre 0 
an? nige der Anfragenden ſetzten für die letztere Hypotheſe 
ihr Wort zum Pfande und bekräftigen es durch bedenklich hohe 
Wetten, die ſie anbieten. — Fragen wir die Geſchichte. Der Ur⸗ 
eber unſerer Zeitrechnung war der römiſche Abt Dionyſius 
Criguus, der in der erſten Hälfte des ſechſten Jahrhunderts lebte. 
Er hatte die Schwierigkeit zu überwinden, Jeſu wahres Geburts⸗ 
jahr feſtzuſtellen te 
der Niederkunft Mariä N zu zählen: 1 nach Chriſti Ge⸗ 
burt, 2 nach Chriſti Geburt u. ſ. w. — jo daß es an einem ſiche⸗ 
ren Anhaltspunkte fehlte. Und wie die ſpätere Bibelforſchung 
glücklich herausgebracht hat, hatte ſich der gute Dionyſius denn 
auch wirklich gründlich verrechnet. Das Jahr, das er als 
Geburtsjahr Chriſti feſtſetzte, lag in Wirklichkeit mindeſtens vier, 
wahrſcheinlich aber ſogar ſechs Jahre nach dem wirklichen 
Geburtsjahr Chriſti. Nes man in unſerem Jahrhundert zu 


denn naturgemäß hatte die Welt nicht gleich mit F 


dieſer Erkenntniß kam, war es natürlich zu ſpät, an der Chrono⸗ 
logie noch etwas zu ändern und etwa ſe ahre mit einem Male 
zu überſpringen. So ſteht denn bereits am — * Aera 
die Ungeheuerlichkeit feſt, daß Chriſtus circa ſechs Jahre vor 
Chriſti Geburt geboren iſt. Doch das nur nebenbei; unſere Frage: 
wann beginnt das swanzigfte Jahrhundert? — wird dadurch nicht 
berührt. Für die Entſcheidung dieſer Frage ſällt es nur ins 
Gewicht, welches Jahr der Abt Dionyſius als das Geburtsjahr 
bes Heilands feitlegte. Und in dieſer Beziehung giebt uns die 
Geſchichte vollſtändigen Aufſchluß. Dionyſius entſchied ſich dahin, 
daß Chriſtus am 25. Dezember Morgens im Jahre 754 nach der 
Erbauung der Stadt Rom (varroniſcher Zeitrechnung) geboren jei 
und zugleich nannte er eben dieſes Jahr das Jahr 1 
der neuen chriſtlichen Aera und demgemäß das 5 5 

der Stadt Rom das V 1 vor der chriſtlichen Aera. Natürlich 
fiel es auch dem Abt Dionyfius auf, daß das Jahr, an deſſen 
Ende Chriſtus geboren, nicht das Jahr I nadı ChHriiti 
Geburt heißen könne. er ſo nannte er es auch nicht. Er 
nannte es vielmehr das Jahr 1 ab incarnatione Domini, 
N ſeit der „Menſchwerdung des Herrn“, und unter der 
„Menſchwerdung“ verſtand Dionyſius, wie übrigens auch die 
anderen Kirchenväter, nicht die faktiſche Geburt, ſondern die 
Verkündigung Mariä, die er in den Anfang des Jahres 
754 der Stadt Rom ſetzen mußte. Demnach würden 
wir unſer Jahr korrekter nennen: das Jahr 1891 nach Mariä Verkündi⸗ 
gung, anstatt nach Chriſti Geburt. Jedenfalls geht hieraus hervor, 
aß es kein Jahr 0 der chriſtlichen Zeitrechnung gegeben hat, ſon⸗ 
dern daß dieſe mit dem 1. Januar des Jahres 1 begann. Dem⸗ 
nach find neunzehn Jahrhunderte auch erſt mit Vollendung des 
Jahres 1900 abgelaufen und das neue Jahrhundert beginnt erſt 
mit dem 1. Januar 1901. Um uns auf einen klaſſiſchen Zeugen zu 
berufen, können wir hinzufügen, daß auch Schiller ſo dachte: 
denn er verſetzte den Anfang des neunzehnten Jahr hun⸗ 
derts nicht auf den 1. Januar 1800, ſondern auf den 1. Januar 
1801. Zu dieſem letzteren Sagt nicht aber zum 1. Januar 1800, 
dichtete er feine Elegie „Der Antritt des neuen Jahr⸗ 
hunderts“, die mit den Worten beginnt: „Edler Freund! Wo 
öffnet ſich dem Frieden, wo der Freiheit ſich ein Zufluchtsort?“ 
Hoffentlich werden wir am 1. Januar 1901 auf dieſe melancholiſche 
rage des Dichters leichteren Herzens Antwort geben können, als 
unfer literariſcher 1 der Große. Zum Troſte aber allen 
Denjenigen, die auf den 1. Januar 1900 gewettet und ſomit ver⸗ 
loren haben, ſei bemerkt, daß das populäre Bewußtſein es ſich 
nicht nehmen laſſen wird, den 1. Januar 1900, oder vielmehr die 
Nacht davor, beſonders feierlich zu begehen. Am 31. Dezember 
1900 wird man den Antritt des neuen Jahrhunderts feiern, am 
31. Dezember 1899 das eindrucksvolle Exeigniß, daß man zum erſten 
Mal die beiden bedeutſamen Jahresziffern 19. ſchreiben wird. 


— 


—— — 


— un 


% er Minderheit 


gegenüberſteht, die anders denkt, und die Lage 
der Mehrheit wird durch die Haltung einer gewiſſenloſen Minder⸗ 
heit ungünſtiger (Sehr richtig! rechts). Wir ſprechen ja aber hier 
nur von den Fällen, wo ſich Steuerpflichtige der Deklaration ent⸗ 


Ziehen und nicht von ſolchen, in denen falſch deklarirt wird. Es 


iebt eine große Zahl von Leuten, die wohl bei der Deklaration die 
Wahrheit ſagen, aber ſich nichts daraus machen, nicht zu dellariren. 
Sie wollen erſt verſuchen, ohne Deklaration beſſer fortzukommen. 
Den Antrag Hammerſtein begrüße ich, da er nach dem wahrſchein⸗ 
lichen Falle des Erbſchaftsſteuergeſetzes wenigſtens ein Kontroll⸗ 
mittel bei der Ermittelung des Vermögens giebt. : 

Abg. v. Hammerſtein (konſ.) tritt für die Zuſatzbeſtimmung 
der Kommiſſion ein, da die Landesvertretung die Pflicht habe, für 
die ſtrikte Durchführung des Deklarationszwanges zu ſorgen. Der 
2 werde in der Regel den der Steuer hinterzogenen Betrag 
treffen. 

Abg. Dr. Friedberg meint gegenüber den Ausführungen 
des Finanzminiſters, daß derſelbe ſeine eigene Vorlage im Stich 
gelaſſen habe. Wenn er die 25 Proz. Zuſchlag mit Rückſicht auf 
das Fallen des Erbſchaftsſteuergeſetzes empfohlen hat, warum be⸗ 
fürwortet er denn wieder den Antrag Hammerſtein, der die Erb- 
ſchaftsſteuer in gewiſſer Seite erſetze? Ä BE. 

Abg. v. Eynern: Ich hatte mich einſchreiben laſſen für die 
Regierungsvorlage. Da aber der Finanzminiſter die Vorlage, 
welche mit Allerhöchſter Ermächtigung eingebracht worden iſt, be⸗ 
kämpft hat, ſo weiß ich nicht mehr, was die Regierungsvorlage iſt, 
und verzichte darum auf das Wort. ( Heiterkeit.) 2 

Abg. v. Zedlitz tritt für den Kommiſſionsantrag ein, 
eine Verbeſſerung der Regierungsvorlage enthalte. 5 

Abg. Rickert: Die Durchführung des Geſetzes liegt in der 
Hand der Regierung und nicht in der unſrigen, und wenn die Re⸗ 
gierung ſich mit weniger ſcharfen Mitteln begnügt, fo haben wir 
teinen Grund über die Grenze hinauszugehen. In Sachſen dekla⸗ 
riren viel mehr Leute, als nach dem Geſetze nöthig hätten, ohne 
daß eine ſo rigoroſe Beſtimmung beſteht. Es iſt vielfach geſagt 
worden, daß die Großgrundbeſitzer immer richtig deklariren. Wie 
ſteht das im Einklang mit der Aeußerung des früheren Finanz⸗ 
miniſters v. Patow, daß der Großgrundbeſitz durchweg zu gering 
eingeſchätzt ſei? (Widerſpruch rechts, Beifall links.) 

Darauf wird die Diskuſſion geſchloſſen. N 

Die SS 24—29 werden angenommen, ebenſo 8 30 mit dem 
Zuſatze der Kommiſſion in namentlicher Abſtimmung mit 
183 gegen 134 Stimmen. Dagegen ſtimmen die Freiſinnigen, mit 
wenigen Ausnahmen das Zentrum und ein großer Theil der Na⸗ 
tionalliberalen; dafür geſchloſſen die Konſervativen, Freikonſerva⸗ 
tiven, Polen und ein Theil der Nationalliberalen und einige 
Zentrumsabgeordnete. 4 3 

Der Antrag Hammerſtein wird mit 192 gegen 124 St. 
abgelehnt. Dafür ſtimmen nur die Konſervativen mit Aus⸗ 
nahme der Abgg. v. Köller, Kröcher, Schnatsmeier, Graf Dohna, 
und die Freikonſervativen mit Ausnahme der Abgg. Krah, Lucius, 
Muhl, Weyerbuſch, Chriſtopherſen, Frhr. v. Eckardtſtein. 

Darauf vertagt das Haus die weitere Berathung auf Don⸗ 
nerſtag 11 Uhr. 

Schluß 4 ½ Uhr. 


Deutſchlan d. 
Berlin, 18. Februar. 

— Der Kaiſer hatte am Mittwoch Vormittag eine 
Konferenz mit dem Staatsſekretär von Marſchall und nahm 
ſpäter einen Vortrag des Chefs des Zivilkabinets entgegen. 

— Die Beileidsbezeugung Kaiſer Wilhelms an⸗ 
läßlich des Todes Meiſſoniers iſt von vielen Pariſer 
Blättern abgedruckt worden, aber obgleich ſie unzweifelhaft einen 
tiefen Eindruck gemacht hat, ſo hat doch kein Blatt dieſem 
Eindruck Worte verliehen. Der „Rappel“ allein äußert ſich 
heute darüber, und zwar ſtellt er die Kundgebung des Kaiſers 
mit den friedlichen und freundſchaftlichen Erklärungen Di Ru⸗ 
dinis zuſammen und ſchließt daraus, daß die Franzoſen bei 
dieſen friedlichen Zeichen ruhig ſchlafen könnten. Was bisher 
die Ruhe Europas geſtört habe, das ſei der Gedanke geweſen, 
daß die Mächte des Dreibunds ſich nicht zu dem Zwecke ver⸗ 
bunden hätten, um ſich in Rüſtungen aufzureiben, daß ihnen 
ſchließlich nur die Wahl zwiſchen dem Bankerott und dem 
Kriege bleiben werde, und daß ſie dann ſicher nicht den Erſteren 
wählen würden. Es ſei kein Grund vorhanden, an Rudinis 
Worten zu zweifeln, aber ſo lange Italien mit Deutſchland 
verbündet ſei, bleibe Rudinis Wunſch eben nur der Wunſch 
Rudinis, die Entſcheidungen würden nicht in Rom, ſondern in 
Berlin getroffen. Aber auch in Berlin wolle man Frankreich 
wohl, wie des Kaiſers Brief beweiſe. Der Brief des Kaiſers 
und die Erklärungen des italieniſchen Kabinets ſeien indeß zur 
Freundſchaft in Worten; Frankreich erwarte aber Thaten, um 
von ihnen gerührt zu werden. Wenn der „Rappel“ etwas ge⸗ 
nauer zuſehen wollte, ſo dürfte es ihm ein Leichtes ſein, ſolche 
Thaten zu entdecken. Oder iſt die Beileidsbezeugung des 
deutſchen Kaiſers am Ende keine That? Freilich, die Schweig⸗ 
ſamkeit der Pariſer Preſſe beweiſt, wie ſchwer es ihnen fällt, 
auch nur Worte anzuerkennen, geſchweige denn ihnen den 
Werth von Thaten beizulegen. 

— Fürſt Bismarck läßt durch das Telegraphen⸗ 
bureau „Herold“ verbreiten, er halte alle durch die Zeitungen 
verbreiteten Meldungen von abſprechenden Urtheilen des 
Kaiſers über ihn für böswillige Erfindungen ſeiner Gegner, 
die er verachte. Dem gegenüber iſt hervorzuheben, daß nach 
den übereinſtimmenden Nachrichten der Blätter aller Parteien 
der Kaiſer ſich über den Fürſten Bismarck am Freitag Abend 
dahin geäußert hat, es ſei jammervoll zu ſehen, wie ein 
großer Mann ſeinen Ruhm derart muthwillig 
zerpflücken könne. 

— Phantaſtiſche Senſations nachrichten über 
den Fürſten Bismarck durchſchwirren jetzt die ganze Preſſe. So 
läßt ſich der „Figaro“ aus London berichten, Fürſt Bismarck habe 
vier Kiſten mit Papieren bei einer dortigen Bank hinterlegt, zwei 
andere ſeien unterwegs, und man erwarte, daß er ſelbſt jeinen 
Aufenthalt in England nehmen werde. 

— Der ungariſche Abg. Emil Abranyi hat den Redak⸗ 
teur des „Nemzet“ gefordert, weil dies Blatt den 


Veroneſer Brief des „Peſter Lloyd“ in ſehr ſarkaſtiſcher Weiſe be⸗ 
ſprochen hatte. 7 
E, Zur willigeren Aufnahme von Staatspapieren 
im größeren Publikum würde es erheblich beitragen, wie man 
der „Freiſ. Ztg.“ aus 1 en Leſerkreiſe nicht mit Unrecht bemerkt, 
wenn die Poſt angewieſen würde, fällige Kupons von 
Staatsanleihen und Reichsanleihen gleich baarem 
Gelde in Zahlung zu nehmen. An kleineren Orten ver⸗ 


der 


ä ze 


urſacht die Verſilberun 
und Abzüge für kleine de 


ute. 


Lokales. 


Boſen, den 19. Februar. 

In der geſtrigen tadtverordneten⸗ 
Sitzung hat, wie wir zu der Notiz im heutigen Morgen⸗ 
blatt unſerer Zeitung berichtigend bemerken, der Stadtv. 
Manheimer, ebenſo wie in der vorigen Sitzung, die Einſtel⸗ 
lung des vollen Ueberweiſungsbetrages von 134 703 M. aus 
der lex Huene in den Etat befürwortet, welcher Antrag dann 
auch zum Beſchluß erhoben wurde. Wenn der Magiſtrat 
dieſem Beſchluſſe der Verſammlung beitritt, ſo wird eine 
weſentliche Erhöhung des Prozentſatzes der Kommunalſteuer 
für das nächſte Rechnungsjahr nicht erforderlich werden. 

* Aus Anlaß der geftrigen Feier in der Diakoniſſen⸗ 
Anftalt iſt, wie wir Br unſerem geſtrigen Bericht ergänzend be⸗ 
merken, dem königl. Baurath Herrn Hirt bierſelbſt, welcher den 
Bau des neuen Theiles der Anſtalt geleitet hat, der Königliche 
Kronen⸗Orden 4. Klaſſe verliehen worden. 

d. In Angelegenheit der Feier des 100. Jahrestages 
der polniſchen Konſtitution vom 3. Mai 1791 fordert der 
„Goniec Wielk.“ das biefige polniſche Komite für Was an betegn⸗ 
heiten auf, eine Verſammlung zu berufen, in welcher über eine 
19 7 3 Feier jenes Gedenktages berathen und Beſchluß 
gefaßt werde. BR 5 > h 0 

d. Der ſozialiſtiſche Verein „Gleichheit“ hielt hier am 
17. d. Mts. im Topolinskiſchen Lokale am Petriplatz eine Ver⸗ 
ſammlung ab, an welcher ca. 100 Perſonen (darunter ca. 20 Polen) 
Theil nahmen; verhandelt wurde in deutſcher Sprache. Die drei 
Hauptredner, welche, wie der „Kuryer iR meint, aus Deutſch⸗ 
land „importirt“ ſind, ſprachen über verſchiedene Begeat uber unter 
Anderem auch darüber: wie die Maſchine Gehülfin der Sozial⸗ 
demokratie werden könne, und beantragten alsdann Reſolutionen, 
die von der Verſammlung ohne weitere Debatten auch angenommen 
wurden. Auf Anregung eines polniſchen Mitgliedes, welches daran 
erinnerte, daß der 14. März der Jahrestag des Todes von Karl 
Marx, „dem Vater des modernen Staatsſyſtems“ ſei, wurde gemäß 
dem Antrage des Vorſitzenden, eines Zigarrenarbeiters aus Jerzye 
bei Poſen) beſchloſſen, am 16. März eine Verſammlung abzu⸗ 
halten, in welcher zwei Vorträge, der eine in deutſcher, der andere 
in polniſcher Sprache, ſtattfinden werden. Das Thema des 
deutſchen Vortrages lautet: „Ueber das Leben und die Thätigkeit 
von Karl Marx, dem Helden der Sozialdemokratie. 


Telegraphiſche Nachrichten. 

Köln, 18. Febr. Die Kaiſerin Friedrich iſt mit der 
Prinzeſſin Margarethe auf der Reiſe nach London heute 
Vormittag hier eingetroffen. Dieſelbe beſichtigte den Dom, 
woſelbſt ſie von dem höheren Klerus empfangen und geführt 
wurde, und nahm ſpäter das Muſeum nnd Kunſtgewerbemuſeum 
in Augenſchein. 

Paris, 18. Febr. Der Höhere Arbeitsrath trat heute 
unter dem Vorſitze des Handelsminiſters Jules Roche zu 
ſeiner erſten Seſſion zuſammen. Jules Roche eröffnete die⸗ 
ſelbe mit einer Anſprache, in welcher er auf die Nützlichkeit 
der perſönlichen Initiative der Arbeiter hinwies, aber auch 
die Pflicht des Staates betonte, unter den jetzigen induſtriellen 
Verhältniſſen zum Schutze des Anſehens und des Lebens der 
Arbeiter mitzuwirken. Der Miniſter zählte ſodann die von dem 
Höheren Arbeitsrathe zu berathenden Gegenſtände auf. Unter 
denſelben befinden ſich die Frage über Errichtung von 
Schiedsgerichten bei Konflikten zwiſchen Arbeitgebern und 
Arbeitern, die Lohnfrage, ſowie Berathung der Mittel den 
Arbeitern Beſchäftigung zu ſchaffen und die Errichtung eines 
Arbeitsamtes im Handelsminiſterium. 

Paris, 18. Febr. Der „Figaro“ hebt hervor, daß ſich 
beſonders die Maler Bouguerean und Detaille für die Be⸗ 
ſchickung der Berliner Kunſtausſtellung Seitens der franzöſi⸗ 
ſchen Künſtler ausgeſprochen hätten. Auch der franzöſiſche 
Botſchafter Herbette ſei wärmſtens für die Beſchickung ein⸗ 
getreten. In Folge deſſen konſtituirte ſich hier eine Jury, 
welche alle nach Berlin zu ſendenden Bilder prüfen wird. 
Etwa fünfzig der bekannteſten Maler haben ihre Betheiligung 
an der Berliner Ausſtellung zugeſagt. l f 

Brüſſel, 18. Febr. Der „Brüſſeler Bund“ der Arbeiter⸗ 
partei hielt geſtern Abend eine bis nach Mitternacht währende 
Verſammlung ab, in welcher 52 Vereine vertreten waren. Es 
wurde beſchloſſen, einen allgemeinen Streik zu veranſtalten für 
den Fall, daß die Kammer die Verfaſſungs⸗Reviſion ab⸗ 
lehnen ſollte. Außerdem erörterte die Verſammlung die Pro⸗ 
paganda in der Armee. 
wurde beauftragt, eine in allen Werkſtätten von Brüſſel und 
der Umgegend zu verbreitende Kundgebung für den General⸗ 
ſtreik zu verfaſſen. 

Madrid, 18. Febr. Aus Valladolid werden ſtudenti⸗ 
ſche Unruhen gemeldet. Die Studenten beabſichtigten die 
Veranſtaltung einer Manifeſtation, um ihrer Befriedigung 
über die jüngſt erfolgte Wahl des Rektors der Univerſität 
zum Senator Ausdruck zu geben. Der Gouverneur unter⸗ 
ſagte die Manifeſtation. In Folge deſſen veranſtalteten die 
Studenten vor dem Hauſe des Gouverneurs eine feindſelige 
Kundgebung. Die Gendarmerie zerſtreute die Demonſtranten 
und ſtellte die Ordnung wieder her. ; 

London, 19. Febr. Geſtern Nachmittag ſtießen zwei 
Züge der unterirdiſchen Metropolitanbahn nahe dem Bahnhof 
Edgware Road bei einer Kreuzung zuſammen. Mehrere Per⸗ 
ſonen ſollen zu Schaden gekommen ſein. 

Cetinje, 18. Febr. Die türkiſche Regierung hat zwei 
Bataillone Truppen entſandt, um die Maliſſoren, welche einen 
Einfall in Montenegro gemacht haben, zu zerſtreuen und die 
Ruhe an der Grenze wieder herzuſtellen. d 

Serajewo, 18. Febr. Geſtern Nachmittag wurde in 
Travnik ein heftiger Erdſtoß von Nordoſt nach Südweſt, 
welcher 4 Sekunden dauerte, verivürl. 

Eriro, 18. Febr. Der diplomatiſche Vertreter Frank⸗ 
reichs, Graf d' Aubiguy, hat geſtern offiziell Vorſtellung er⸗ 


der Kupons jetzt vielfach Weitläufigleiten] hoben gegen die jüngſten 
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Maßregeln, betreffend die Organi⸗ 
ſation der einheimiſchen Gerichte, da dieſelben eine unberech⸗ 
tigte Einmiſchung Englands in die innere Verwaltung Egyp⸗ 
tens darſtellten. 

Newyork, 18. Febr. Die Flüſſe in verſchiedenen Land⸗ 
ſtrichen von Ohio und Weſt⸗Virginien find noch im Steigen 
begriffen; an vielen Orten iſt der Eiſenbahnverkehr durch die 
Fluthen unterbrochen. In Pittsburg und Alleghany ſtehen die 
Häuſer unter Waſſer; Tauſende von Einwohnern wurden ge⸗ 
zwungen, zu fliehen. In der Nähe der Cambria⸗Eiſenwerke 
ſind ſämmtliche Häuſer verlaſſen. 

Hamburg, 18. Febr. Der made „Francia“ der 
Hamburg ⸗Amerikaniſchen Packetfahrt⸗Aktiengeſellſchaft iſt, von Ham⸗ 
burg kommend, heute in St. Thomas eingetroffen. 

ndon, 18. Febr. Der Union⸗Dampfer „Mexican“ iſt heute 
auf der Heimreiſe von Madeira abgegangen. 


Berlin, 19. Febr. Eine geſtern Abend im Feenpalaſte 
hierſelbſt abgehaltene, von mehreren tauſend Perſonen aus 
allen Ständen beſuchte Volksverſammlung nahm faſt einſtim⸗ 
mig eine von dem Vorkämpfer der Eiſenbahnreform, Dr. Eduard 
Engel beantragte Reſolution an, welche ſich für die Ein⸗ 
führung des Zonentarifs, die Beſeitigung der vierten Wagen⸗ 
klaſſe, ſowie gegen die Realiſirung der neuerlichen Reform⸗ 
pläne auf den preußiſchen Staatsbahnen ausſpricht. Der Vor⸗ 
ſtand wurde beauftragt, dem Bundesrathe, dem Reichstage, 
dem preußiſchen Miniſterium, dem Landtage, dem Landes⸗ 
Eiſenbahnrathe und den Bezirkseiſenbahnräthen die Reſolution 
mitzutheilen. 

Berlin, 19. Febr. In der geſtrigen Sitzung der medi⸗ 
ziniſchen Geſellſchaft theilte Profeſſor Fraenkel mit, 
daß in ſeiner Klinik in ſechs Fällen das neue Liebreich⸗ 
ſche Mittel gegen Kehlkopfſchwindſucht an⸗ 
gewandt ſei und er dabei überraſchende Erfolge ohne Fieber⸗ 
erregung und örtliche Entzündung beobachtet habe. 

Paris, 19. Febr. In der Sitzung des höheren Ar- 
beitsraths nach der Eröffnungsrede des Handelsminiſters, in 
der er auch namentlich auf die Inſtitutionen in Deutſchland, 
Oeſterreich und Belgien zu Gunſten der Arbeiter hinwies, er⸗ 
klärte der Vertreter der Arbeiterbörſe Riboinier ſeinen Austritt, weil 
die Arbeiter der Syndikatskammern wollen, daß die Arbeiter 
ihr Mandat von Arbeitern und nicht vom Miniſter erhalten 
ſollten, weshalb ſie gegen den jetzigen Arbeitsrath proteſtirten. 
Die Gruppe der unabhängigen Sozialiſten beſchloß, alle Syn⸗ 
dikate in Paris und den Provinzen aufzufordern, anläßlich 
des 1. Mai Delegirte für die in die Kammer zu entſendende 
Deputation zu wählen und fortan nach achtſtündiger Arbeit 
die Werkſtätten zu verlaſſen. 


Meteorologiſche Beobad tungen zu Poſen 
im Februar 1891. 

arometer auf 0 

r. rebuz. in mm; 


Datum 
Stunde 


| em 
Win d. Wetter. (Cel 


66 m Seehöhe. Grab 
18. Nachm. 2 710,8 | NO fri he 0.8 
18. Abends ] 771,6 NO mäßig heiter 8 
19. Morgs. 7 771.2 Neſchwach bedeckt 9) = 12 


) Früh Nebel. 
Am 18 Februar Wärme⸗Maximum + 1,6° Eeli. 
Am 18. 5 Wärme⸗Minimum — 20° = 


Waſſerſtand der Warthe. 
Poſen, am 18. Februar Morgens 2,32 Meter. 
- = 18 = Mittags 230 = 
. - 19 - Morgens 2.26 = 


Celegraphiſche BVorienverichte. 
nds⸗Kurſ 


e. 

Bres tau, 18. Februar. Still. 

3 / % ige L.⸗Pfandbriefe 97,75, El ige ungariſche Goldrente 
93,30, Konſolidirte ürken 19,15, Türki che Looſe 81.00, Breslauer 
Distontobank 106,50, Breslauer Wechslerbank 104,50, Schleſiſcher 
Bankverein 122,30, Kreditaktien 176,00, Donnersmarckhütte 89,50 
Oberſchleſiſche Eiſenbahn 86,50, Oppelner Zement 116,50, Kramſta 
—.—, Laurahütte 136,65, Verein. Oelfabr. 102,90, Oeſterreichiſche 
Banknaten 177,65, Ruſſiſche Banknoten 238,50. 

Schleſ. Zinkaktien 186,10, Oberſchleſ. Portland⸗Zement 116,00, 
Archimedes —,—, Kattowitzer Aktien⸗Geſellſchaft für Bergbau und 
Hüttenbetrieb 130,00, Flöther Maſchinenbau 114,50. 

N a. M., 18. Febr. Effekten ⸗ Sozietät. (Schluß). 
Kreditakt. 272 ¼, Franzoſen 216, Lombarden 116 ¼, Galizier —, 
Egypte N? . Goldrente 93,40, 1880er R 
Gotthardbahn 151,20, Diskonto⸗Kommandit 


oleons 
ontan 


18. Febr. 

taliener 94,80, 4% u 
ürkenlooſe 79,75, Spanier 77,43, Egypter 496,56, Banque Otto⸗ 
mane 631,25, Rio Tinto 583,75, Tabaksaktien 336,25, Panama —.—. 


Feſt. 

Petersburg, 18. Febr. Wechſel auf London 85,10, Aufl. 
II. Orientanleihe 103 ¾, do. III. Orientanleihe 105°,, do. Bank für 
auswärtigen Handel 294, Petersburger Diskontobank 611. War⸗ 
ſchauer Diskontobank —.—, Petersburger intern. Bank 522, Ruſſ. 
47 rez. Bodenkredit⸗Pfandbriefe 140, Große Ruſſ. Eiſenbahn 
222 ¼, Ruſſ. Südweſtbabn⸗Aktien 118 ½. 

Mio de Janeiro, 17. Febr. Wechſet auf London 19. 


n Produkten⸗Kurſe. 5 
Köln, 18. Febr. Getreidemarkt. Weizen hieſiger loko 19,00, 
do. fremder loko 22,00, per März 20,50, per Mai 20,70. Roggen 
hieſiger loko 17,50, fremder loko 20,00, per März 17,90, per Mat 


17,45. Hafer hieſiger loko 15,50, fremder 17,00. Rüböl loko 
61.50, per Mai 60,40, per Oktober 60,70. f 
Bremen, 18. Februar. Petroleum. (Schlußbericht.) Still. 


em 
Standard white loko 6,55 Br. 
ktien des Norddeutſchen Lind 142°, bez. 
orddeutſche Wallkämmerei 170 Br. 2 
Hamburg, 18. Febr. Zuckermarkt (Nachmittagsbericht.) Rüben⸗ 
Rohzucker I. Produkt Baſis 88 pCt. Rendement neue Uſance, frei 


Wr 


N 


b 
| 
k 


am Bord Hamburg per! Febr. 13.52% per März 13,37 ¼, per Mai 
13,42 ½, per Auguſt 13,62%. Ruhig. 

Hamburg, 18. Febr. Kaffee. (Nachmittagsbericht.) Good 
average Santos per Februar 83, per März 82, per Mai 80 ¼, 
per September 77. Behauptet. 

Peſt, 18. Februar. Produktenmarkt. Weizen loko behpt., rer 
rühjahr 8,17 Gd., 8,19 Br., pr. Herbſt 7,99 Gd. 8,01 Br. 
afer per Frühjahr 6,91 Gd. 6.93 Br., per Herbſt 6,10 Gd., 6.12 
r. — Mais per Mai⸗Juni 1891 6,19 Gd. 6,21 Br. — Kohl raps 

per Aug.⸗Sept. 1891 13,40 a 13,45. Wetter: Sonnenſchein. 

Paris, 18. Febr. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Weizen feſt, 
per Februar 27,10, der März 27,10, per März⸗Juni 27,30, 
er Mai⸗Auguſt 27,30. Roggen ruhig, ver Februar 17,30, per 

ai⸗Auguſt 17,60. Mehl träge, Den Dee 60,10, per März 
60,20, per März⸗Juni 60,20, per ai⸗Auguſt 60,40. Rüböl 
ſteigend, per Februar 68,50, per März 68,75, per März⸗Juni 
69,25, per Mai⸗Auguſt 70,00. —. Spiritus feſt, per Februar 
38,25, per März 38,75, per Mai⸗Auguſt 40,50, per September⸗ 
Dez. 39,50. — Wetter: Schön. 
Havre, 18. Febr. (Telegramm der Hamburger Firma Peimann, 
Ziegler u. Co.) Kaffee, good average Santos, per März 103,00, 
per Mai 100,50, per September 96,50. Unregelmäßig. 

Havre, 18. Febr. (Telegramm der Hamburger Firma Peimann, 
Ziegler u. Co.) Kaffee in Newyork ſchloß mit 15 Points Baiſſe. 

Rio 12009 Sack, Santos 9000 Sack. Recettes für geſtern. 

Amfterdam, 18. Febr. Java⸗Kaffee good ordinary 59½½ 

Amſterdam, 18. Febr. Getreidemarkt. Weizen auf Termine 
geſchäftslos, per März —. Roggen loko geſchäftslos, do. 
auf Termine höher, per März 159 a 160 à 161a 160, per Mai 
153 a 154, pr. Oktober 141 a 142. — Raps per Frühjahr —. 
Rüböl loko 31½, per Mai 30°%,, per Herbſt 31. 

Antwerpen, 18. Februar. etroleummarkt. (Schlußbericht.) 
Raffinirtes Type weiß loko 16 bez. und Br., per Februar 16 ¼ 
Br., per März 16 Br., per April 16 Br. Feſt. 

London, 18. Febr. Chilt⸗Kupfer 53, per 3 Monat 53%. _ 

London, 18. Februar. 96pCt. Javazucker loko 15 ¼ ruhig, 
Rüben⸗ tohzucker loko 13%, ruhig. 

London, 18. Februar. An der Küſte 1 Weizenladung ange⸗ 
boten — Wetter: Dichter Nebel. 

London, 18. Febr. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Fremde 
Zufubren jeit letztem Montag: Weizen 3340, Gerſte 100, Hafer 


rts. ? 
Sämmtliche Getreidearten ſehr ruhig, unverändert, für fremden 
Weizen volle Preiſe gefordert. — Wetter: Dichter Nebel, Nacht⸗ 


roſt. 
8 8 17. Febr. Nebels halber keine Wollauftion. 
Glasgow, 18. Febr. Roheiſen. (Schluß.) Mixed numbres 
Warrants 46 ih. 9½ d. 


Leith, 18. Febr. Getreidemarkt. Sämmtliche Artikel träge, 
De Weizen feſt gehalten, andere Artikel eher niedriger ver— 
äuflich. 


Liverpool, 18. Februar. Baumwolle. Umſatz 5000 Ballen. 
i Spekulation und Export 500 Ballen. Träge. Surats 
— niedriger. 

Middl. amerik. Lieferungen: April⸗Mai 48. Käuferpreis, 
Mai⸗Juni 4%, Werth, Juni⸗Juli 5 Käuferpreis, Juli⸗Auguſt 
5½ do., September 5°/,, d. Werth. 

(Weitere Meldung.) Amerikaner und Egypter ¼ niedriger. 

Liverpool, 18. Februar. Baumwolle. (Schlußbericht.) Umſatz 
5000 B., davon für Spekulation u. Export 500 B. Träge. 

Middl. amer. Lieferungen: Februar⸗März 4%, Käuferpreis, 
März⸗April 4°'/,, do., April⸗Mai 4%, do., Mai⸗Juni 4% do., 

uni⸗Juli 4% Werth, Juli⸗Auguſt 5 ½ Käuferpreis, Auguſt⸗ 
eptember 5 Werth. September⸗Oktober 5 d. Verkäuferpreis. 

Newyork, 18. Febr. Helen per 1 Petroleum Pipe line 
certificates per März 7'/. Weizen per Mai 107. 

Newyork, 17. Febr. Waarenbericht. Baumwolle in New⸗ 
Bot 9/16, do. in New⸗Orleans 8 . Raff. Petroleum 70 Proz 

[bel Teſt in New⸗York 7,50 Gd., do. in Philadelphia 7,50 Gd., 


Feste Umrechnung: I Livre Sterl. — 20 M. I Doll = 4¼ M. I Rub. S 3 M. 20 Pf., 7 fl. sddd. W. — 12 K. 


Schw. Hyp«-Pf. 
Serb.Gid-Pfdb.| 5 


jErnson,20. T. I. — 105, 90 be 
öln-M, Pr.-A 3½ 138 40 8. 
Dess. Prüm. -A. 30 * 8. 
Mam. 5 8. 
00.750 7. L. 3½ 132,50 be 
Mein. 7Guld-L,| — 27,506 G. 
Oldenb.Loose| 3 122,90 8. 


. Auslä sche Fonds. 
3% U. 4. 
In Berlin 3. Lombard u. 4 — 5, 70.30 bz 
0. 0. U d 
Geld, Banknoten u. Coupons. fa xar.staat-A.| 5 36,4 8 
zouvereigus .. guen. Air.G.-A.| 5 68,59 br 
20 Francs - Stuck. 5 ½ 1 0, 0 . 
Sold-Oollers . 3 ½ 94,5% 6. 
Sagl. Not. I Pfd. Sterl. 3 
Franz. Not. 100 Fros. 
Vestr. Noten 100 fl. 177,50 bz 
Russ. Noten 100 fl. | 237,90 bz do, Daira-S. 
Finnländ. . 


Deutsche Fonds u. Staatspap. aciech. Gold- 

do. cons Gold 

ütsche. R.-Anl. do. Pir.-Lar. 

40. 40. Italien. Rente. 
do. do. 


Kopenh, st-. 
P 2 ra issab,St.A.LIl. 


33 Aa Mexikan. Anl, 
Sts.-Anl. 1868 


Mosk. Stadt-A. 
Sts-Schid-Sch. 


Norw. Hyp-Obi 
BeriStadt-Obl, 40. Conv.A.58 
do, do. neue 


Oest. G.-Rent 
sener Prov. 


ge Pap.-Ant 
0. . 
anl. -Scheine. 48. ib Gent 
eue „| d 7 do. 250 Fl. 54. 
0 A do.Kr.100(58) 
do. 4 do. 1860er L. 
Boca do. [864er U. 
Ctri.Ldsch| 4 poln. Pf. Br. l- v 
do. do. do. Liq.-Pf.-Br. 
Kur. uNeu- Portugies, Anl. 
mek. neue 158556 
Raab-Gr.Pr.-A, 
om. Stadt-A, 
do. I. I. VI. 
Rum, Stoats-R. 
do. do, fund. 
do. do. amort. 
do. do. Rente 
1 
182 
do. 1858 
ons. 1671 
do. 1872 
do. 1873 
do, 1875 
do. 1889 
do. 1880) 3 
uss. Goldrent 
do, 18848tpfl. 
1. Orient 1877 
U. Orienti878 
l. Orient 1879 
Nikolai-Obl.... 
Pcl.5ohatz-O.| 4 
Prä.-Anl. 1864 
do, 1866 Do 
Bodkr,-Pfabr.| 
00, neus 
chwedische... 
Schw.d.1890 
co, 1888 


—— — 


iank-Diskonto Wechsel v. 18. 


8 J. 
do. 


do. 
do. 


Chines. Anl. 
Dän.Sts.-A.86. 
gypt. Anleihe 
do. do. 
do, 1890 


20,36 8. 
80,45 bz 


zu» 
IT 
2 


= 


Crefid-U 


2420 8. 
71,60 8. 


40. um 
Ostpreuss 
97,80 br 


102,00 8. 
96,90 be 


Pfandtriefe 


Schl. altlı.. 
do. do, 
deer. 3 97,60 G. 
97/75 G 


96,80 6. 
95,90 . 
1603.5 bz 
103,05 bz 
113,00 bz 
103,0 bz 


do. neul. Il, 
Pommer... 
Posensch 


M Or ns p! 


Ba „ Sisenb.-A. 
Bayer. Anleihe 
rem. A. 1840 
Amb. Sts. Rent. 

do, do, 1886 

40, amortAnl. 
bons. Sts. Anl. 4 
bo. Staats-Ant| 3 
Prss.Präm-Anl| 3½ 
44.Pr.-80h.40 T. 
Lud Präm.-An, 
Bayr Pr.-An, 


—— — 


es 0 
172.0 
328,5 


leichte Befeſtigung der 


0. Rente . 5 
do. neue 5 
Stockn. Pf. 67. 4 
do. St.-Ant. 87 3 
Span. Schuld 4 
Türk. A. 1865in 
Ptd. Sterl. ov. 
do. B. 
do. C. 
do. Consol 90 
22 760.5 4% 
Trk.400Fro.L. 
do. Eg Trib-Ani) 
Ong. Gid- Bert. 
do. Gld.- Av. -A. 


490. Tem · Gg. -A. 5 
Wiener C.-Anl.| 5 


Eisenbahn-Stamm-Aktien. Prignitz ann. 


Asachen- Mastr.| 2%è8 
Aitenbg.- Zeitz 6% 


Dortm.-Ensch.| 3%, 
Eutin-Lübeck.. 
rnkf.-Güterb. 
Ludwsh.-Bexb, 
übeck-Büch, 
Mainz- Ludwst | 4% 

Marnb.-Miawk. 
Mockl Fr. Franz 
arschl.-Märk. 
Ostpr. Südb....| 3 
Saalbahn ....un.] ½ 
Stargrd-Posen 

eimar-Gera 
Werrabahn,.....| 3 
Älbrechtspann| I 
Aussig-Teplitz 
Böhm. Nordb..!| 7 

do. Westb.| 7% 
Brünn. Lokalb. 
Buschtherader 
Canada Pacitb, 
Dux-Bodenb,. .. 

aliz. Karl- L. 

raz Köflach 


Oesterr. Franz. 
do. Lokaln. 
do. Nordw. 
do. Lit. B. Elb. 

Raab-Oedenb. 

Reichenb.-P..... 

Südöstr. (Lb.) 

Tamin-Land .... 
ngar.-Galıiz. .. 

Bat. Eisenb. 

etzbahn .... 

vang. Domb. .. 
ursk-Kiew ....110.., 

IMosoo-Brest .. 

Russ, Staatsb.. 

do. Südwest. 


guck und Verlag der S2 g 


Newyork, 18. Febr. Rother Winterweizen per Februar 1 D. 
10‘, C., 75 März 1 D. 10% C. 
Berlin, 19. Febr. Wetter: Starker Nebel. 


Fonds⸗ und Aktien⸗Börſe. 

Berlin, 18. Febr. Mit Ausnahme von Paris, das fortgeſetzt 
feſte Tendenz meldet, hatten die auswärtigen Plätze in ihrem 
Abendverkehr mit Anſchluß an die hier zum Schluß eingetretene 
Ermattung abgeſchwächte Notirungen geſandt, die nicht ah Ein⸗ 
fluß auf unſere heutige Börſe bleiben konnten, zumal andere Mel⸗ 
dungen anregender Natur vollſtändig fehlten. 

„Die geſchäftlichen Transaktionen bewegten ſich demgemäß 
wieder in den engſten Grenzen zu Kurſen, die nur wenig gegen 
ihren letzten Stand differirten, aber doch eher eine Neigung nach 
abwärts zeigten. 

Auch im weiteren Verlaufe des Verkehrs machte ſich nur vor- 
übergehend eine Zunahme der geſchäftlichen Transaktionen und eine 
ſeſt Tendenz bemerkbar, ſodaß ſchließlich un⸗ 
gefähr 1 urſe maßgebend blieben. Von Bankaktien, die 
ſelbſt in den ſonſt en dich ſpekulativen Deviſen wenig Regſam⸗ 
keit aufwieſen, hatten ſi 
etwas lebhafterer Beachtung zu erfreuen. 

Inländiſche Eiſenbabnaktien wurden in ſehr geringem Umfange 
gehandelt und wieſen in ihren Notirungen auch nur ganz unweſent⸗ 
liche Veränderungen auf. 

Ausländiſche Bahnen bei mäßigen Umſätzen meiſt behauptet. 
Etwas lebhaftere Beachtung fanden Warſchau⸗Wiener, Duxer, 
ruſſiſche Südweſtbahn, Franzoſen, Elbethal und ſchweizeriſche De⸗ 
viſen, die in ihrer Mehrheit jedoch ſehr matt lagen: ebenſo Jura⸗ 
Simplonbahn. 

Montanwerthe ließen im Allgemeinen eine feſte Tendenz er⸗ 
ſehen, wurden aber ſelbſt in den ſpekulativen Titres in ſehr gerin⸗ 
gen Umſätzen gehandelt. 3 
Andere Induſtriepapiere in Brauereien und einzelnen Elektrizi⸗ 
tätsaktien mehr beachtet und beſſer bezahlt. 

remde Fonds und Anleihen ruhig und vereinzelt lebhafter 
und beſſer. Preußiſche und Deutſche Fonds, Pfand⸗ und Renten⸗ 
briefe ꝛc. ruhig, feſt. Sehr lebhafter Beachtung begegnete wiederum 
die Subskription der neuen 3proz. Anleihen zum Kurſe von 85,50 
und 85,60 Proz. 

Privatdiskont 2d Proz. 

Produkten - Vörſe. 

Berlin, 18. Febr. In Folge des ſchönen Wetters und bei 
Mangel an jeder Anregung von außerhalb eröffnete der Getreide⸗ 
markt in ſchwacher dic in für Weizen und Roggen; für letzte⸗ 
ren Artikel zeigte ſich im weiteren Verlauf Deckungsfrage, und 
auch die Mühlen traten als Käufer in den Markt, ſodaß beide 
Artikel ſich auf etwa geſtrige Werthe erholten. Hafer in etwas 
ſchwächerer Tendenz bei kleinen Umſatzen. Roggenmehl in feſter 
Haltung. Rüböl behauptet. In Spiritus war die Lokozufuhr 
reichlich, doch wurde dieſelbe zu billigeren Preiſen ſchlank aufge⸗ 
nommen. Termine flau, einem ſtärkeren Angebot ſtand ausreichende 
Kaufluſt nicht gegenüber, ſodaß die Preiſe um ca. 1 M. nachgaben. 

Weizen (mit Ausſchluß von Rauhweizen) per 1000 Kilo. 
Loko feſt. Termine feſt. Gekündigt — Tonnen. Kündigungs⸗ 
preis — M. Loto 185—198 M. nach Qualität. Vieferungs⸗ 
qualität 196 M., bunter märkiſcher — ab Bahn bez., per dieſen 
Monat — M., per Februar - März — bez., per März⸗April 


1 fl. österr. W. = 2 m 


f. ho ; 
R jeichenb.-Pr ; 


arsch-Teres| 5 
do. Wien. 5 
Weichselbahn| 5 
mst.-Rotterd.| 65 
otthardbahn | 7%, 
tal. Mitteim. ..| 5%, 
tal.Merid.-Bah| 7½ 
Lüttich-Lmb. ..| 0,45 
ux. Pr. Henri) 2,30 
schweiz,Centr| 6/5 
2 do, Nordost! 6 
do. Umonb.| 5 
do. Westb, 
Westsicition, . 


4:7,1102,90 d 
91,8: 6. 
21,10 bes 


103,5" be 
233,75 br 
78,76 bz 
130% be. 
155,8} bz 
102,99 be 


27,90 bzB 
63,99 b G 


(SN. 3 
do. Gold-Prior.|5 
Südost. 8. (v.) 
do. Ooligation 5 
do. Gold prior.“ 
Baltiscne aa. |» 
Brest-Grajewo 5 
Jr. Russ. Eis.gar.|3 
Ivang.-Domor, g. 4 ½ 1% 
Kozlow-Wor, 8.04 
Kursk-Chark. 88/4 
do. Chack. as. (00/4 
do, (Odlig.) Kor. 4 
ursk-Kiew oonv/+ 


½ 93,00 x G 
77,60 bzG. 


% A110 den 83,50 m 


Bu beG 
52% br 8 ori 080wo-Senast. 
Eisenb.-Stamm-Priorität. 4% se, Jaroslaw, 
Altdm-Colnerg as | do. Kursk gar. 
äresi-Warsch.| 2½ | 56,40 8. do. Rjäsan gar, 
zakat.->t, 7 5 02,60 be do.Smoiensk g. 
Oox-BodnF A Orel-Griasy conv 
au!-Neu-Rup. | 4½ oti-Tiflis gar. 
474 Rjäsan-Kosiowg 
51, 2 schk-Morozg 
4, Aybinsk-Bolog... 
5 [Ssnuja-Ivan. gar. 
; 7 Südwestb. gar. 
Transkaukas. g. 
Warsch.-Ter, g. | 
arsch-Wien n.“ | 
ladikawk. O.g. \ 
arskoe-Selo...... 
Anatol Gold-Obl 
otihardbahnev. 
tal. Eisenb.-Obl. 


* 22 


31, 
106,197 8. 


0 
3zatmar-Nag... 1 


Jortm.- Gran 

“MarienbMicwk 
zend. Südo, 
Ostpr. Södhbah 
aalbahn ........| 5 6,40 bz 
Weimar-Gera | 3½ | 98 70 ke 


Eisenb.-Prioritäts-Obligat 
Berg Märkisch 3½ |; 27,50 . 
Berl. Potsd -N 4 101,09 & 
BrsISchwFrb H 
00, 2 d. Bresi.-Warseh| 5 
88,90 bz IMzLudwh 68,9) 4 
41,70 bzB. do. 9.33 
4½ 102,25 8. meckiFr.Franz| 3 
0 24,6? de G6. jed-Märk n 
76,25 be G. fOodere chu. 
37690 86. 1 d. Cn. C. 3 
a dl em 656 
doNiedrsZwg 
do (StargPos) 
OstprSüdbl-IV 
Rechte Oderut 
Ibrechtsb gur 5 
uschGoic-Ob! 4% 103,50 bz 
Jux-Bodenb.l.| 5 

107,50 6 


73,0 be 


02 6% bz 
42,25 rw 
161,50 bz 
54,25 ba G. 


229,00 8. 
168,50 be 
119,75 dr 

64,25 be 


160. 
95, 


47 
0 


eren 


19° 
us, 
as, 

195, 


1 59e 
1 


* 


92330 6. 
96.72 ben 


106, 
108 


Denz. Hypoth-Bankıs'/s 
tsche.Grd.-Kr.-Pr, "3 Ye 
do. E Ya 
do. iM. abg. 3 ½ 
d. IV bg. 3% 
0. do. V. abg. 3 ½ 
do. Hp. 8. Pf. IV. V. VI. 2 
do. do. 
do. do. 3 
„ et 2.109)| 
do. do. (rz. 100% ½ 
Meininger. vp Pfdbr.|# 
da. Pr... dr 
omm.Hypoth.-Aan* | 
5 Orandbr, HI u. Iv. ! 
rB.-u. nb (r 10 |5 
do. Staaıs- I.H 0. Hr. Hl. V. v. er 1000/5 
do. Gold- rio. do. do. (rz. 4 ½ 
o. Loxalbahn) 4½ 0. do. X. z. liche 
to. do. (z. 1000/4 
‚Contr.-Pf.(rz.100)|3 
do. do. (rz. 1900 ½ 
do. do. kündb.|4 
71,40 be . fer,Gentr . H Com- OA 0 


77,56 o. 5 | 
1, 75 bz Franz .-Josefb, 
Ä 5 3al KLudwg. g. 
do. do. 1890 


100,80 8. 
81,50 oz. 
do. do. stpfl. 
est. Stb. alt,g 


3 | 74,50 bz 
5 1735 ie 
54 | 87.59 be 


0. Lt. U. Elbth, 
aab-Oedenb. 
Gold- Pr. 3 


94,1 7 6 j 


nur Darmſtädter und Deutiche Bank M 


6. % bz 


95,40 br g. 
93,50 bz 


85,2 K. 


ypotheken-Vertilikate. 


ruderei don W. Decker & Comb. f. Mitr 


— bez., per April⸗Mal 197—197,5 bez., ver Mai⸗Junl 1975 bis 
108 bez., per Juni⸗Juli 198,75 — 199 bez. 

Roggen per 1000 Kilogramm. Loto feine Waare feſt. Ter⸗ 
mine ſchließen feſter. Gekündigt Tonnen. Kündigungspreis 
— M Lote 162 bis 180 M. nach Qualität. Lieferungsqualttät 
175 M., inländiſcher guter —, feiner 175 bis 176, mittel 170 bis 
173 ab Bahn bez., per dieſen Monat — bez, per Februar⸗ 
März bez., per Na Bur — bez., per April⸗Mai 172,5 
Fis 173,25 bez. per Mai⸗Juni 169,25 bis 170 bez., per Juni⸗ 

uli 167,5 — 168,25 bez., per September⸗Oktober — bez. 

Gerſte per 1000 Kilo. Still. Große und kleine 136 bis 190 
M. nach Qualität. Futtergerſte 138 — 152 M. 

Hafer per 1000 Kilo. Loko feiner feſt. Termine wenig ver⸗ 
ändert. Gekündigt — Tonnen. Kündigungspreis — M. Loko 
141 bis 158 Mark nach Qualität. Lieferungsqualität 145 M., 
pommerſcher preußiſcher and ſchleſiſcher mittel bis guter 143 
bis 148, feiner 150—156 ab Bahn bez. per dieſen Monat — 
bez., per Februar⸗März — bez. per März⸗April — bez., per 
April⸗Mai 146,5 —146,25 bis 146,5 bez., per Mai⸗Juni 147 bis 
147,25 bez., per Juni = Juli 147,75 bis 147,5— 148,25 bez., per 
Juli — bezahlt. 8 
Mais per 1000 Kilogramm. Loko feſt. Termine ſtill. Ge⸗ 
kündigt — Tonnen. Kündigungspreis — M. Loko 142—151 M. 
nach Qualität, per dieſen Monat — bez., per Februar⸗März — 
bez., per März⸗April — bez., per April⸗Mai 134,75 M., per 
Mai⸗Juni — bez. 

Erbſen per 1000 Kg. Kochwaare 150-180 M., Futterwanze 
138—142 M. nach Qualität. 5 

Roggenmehl Nr. 0 und 1 per 100 Kg. brutto incl. Sad. 
Termine feſt. Gekündigt — Sack. Kündigungsprets — M., per 
dieſen Monat 24.6 —24,7 Mk., per Februar⸗März 24,45 bez., der 
ärz⸗April — bez., per April⸗Maf 23,85 bez. per Mai⸗Juni 
23,45 bez., per Juni⸗Juli — bez., per Juli⸗Auguſt — bez. 

Trockene Kartoffelſtärke per 100 Kg. brutto inch, Sac 
Loko 23,50 M. 

Feuchte Kartoffelſtärte ver Februar 13,50 M. 

Kartoffelmehl per 100 Kilogr. brutto incl. Sack. Porter 
23.50 M. 

Rüböl per 100 Kilo mit Faß. Behauptet. Gekündigt 100 
Zentner Kündigungspreis 59 M. Lolo mit Faß —, loto ohne 

aß —, per dieſen Monat 59,1 M., per Februar⸗März — bez., 
ber Aprii-Mat 59 bez., per Mai⸗Junt 59,2 bez., per September⸗ 
Oktober 59,4 — 59,6 bez. 

Petroleum. (Raffinirtes Standard white) per 100 Kilo mit 
Faß in Bolten von 100 Ztr. — M. Termine —. Gekündigt 
— Kilogr. Kündigungspreis — M. Loko — bez. Per dieſen 
Monat — M., per Sepkember⸗Oktober — M., per Oktober⸗Novem⸗ 
ber — M., per November-Dezember — Mark. 


Spiritus mit 50 M. Verbrauchsabgave per 100 Ltr & 1053 
Proz. = 10 000 Proz. nach Tralles. Gekündigt — Ltr. Kün 


gungspreis — Mark. Loko ohne Faß 69,0 bez. \ 
Spiritus mit 70 M. Verbrauchsabgabe per 100 Oer. & 100 
Proz. 10000 Ltr. Proz. nach Tralles. Gekündigt — tr. Fün⸗ 
digungspreis — M. Leto ohne Faß 49,4 bez. 
„ Spiritus mit 50 M. Verbrauchsabgabe per 100 Liter & 10 
Proz. = 10 000 Proz. nach Tralles. Gekündigt — Ltr. Kündi⸗ 
gungspreis — M. Loko mit Faß —, per dieſen Monat —. 

Spiritus mit 7 M. Verbrauchsabgabe. Weichend. Ge⸗ 
kündigt — Liter. Kündigungspreis — M. Loto mii Faß —, per 
dieſen Monat 49,2 —48,6 bez., per Februar⸗März — bez., per 
April⸗Mai 497 —48,8—48,9 bez., per Mai⸗Juni 49,8 —48,8—48,9 
bez., per Juni⸗Juli 50,1—49.2— 49,3 bez., per Jull. Auguſt 50,3 
bis 49,6—49,7 bez., per Auguſt⸗September 50,2 bis 49,5 — 49,6 
bez., per September⸗Oktober 46,2 bis 45,5—45,6 bez. r 

Weizenmehl Ne. 00 27,5—26, Nr. 0 25,75—24,25 bez.’ 

Feine Marken über Notiz bezahlt. 

Roggenmehl Ne. 0 u. 1 24.75 — 24,00, do, feine Marten 
Nr. O u. 1 25,5 — 24,75 bezahlt. Nr. 0 1.50 M. böher als Nr. 0 
und 1 per 100 Kilo Br. inkl. Sack. 


w. = I m. 70 Pf., I Frans oder | Lıra oder I Peseta — 80 Pf. 


[Pr-Hyp.-B. 1. (r2.120) 4% 
do. do. 2.110)15 
do. div Ser.(rz.100)/4 
do, do, (rz.100) 275 

7 — „Gert 2 
de, c, elle de g 
do. do. do. 3½ 94,39 mG 

enles.B.-Crtrz, 10% 0 80 

d0. (z. 00% ¼ 
Stettin, Nat. Hyp.-Cr.|5 | 


Passage 


191,00 be — 
U. d. Linden] 0 27,00 d. 


93,00 bz » 


1% 232.50 br G 
rest. Oolw.....) 4¾ ( 2,50 bz = 
Deutsch.äsph.| 3 | 7293 & 
OynamitTrust.| 3 ¼ 8.30 dr 
n ö 8 6 ½ 92,27 G. 
Bankpapiere. 2 107.75 bea 
. F. Sprit- Fred. H 2½ 72,50 vr | 8%] 21,00 &G 
Bert. Cassenver.| 6 13 25 0 [ * 
do, Handelsges. 12 1.00 „ A 79 273,68 * 
do. maklerser. % 130 83 6 14½%78½3 5 
do. Prog. ndl. 2 0 . 
Börsen-Hdisver. 2 
öresi. Oisc.- BG. 7 
5 7 


37 doVoigtWinde) 6 
30 ben do. vol ischlüt 
bz 4 
219.8 
x 111225 1 d 
de 303,0 4 
173,75 * gg. 
169,%0 bz 
1 08259 8. 


0 * 
90 d 

5 3 
30 de 


do, do. junge 
50 G. 


10 163,0 © 
8 126.) be G. 
6¼ 12,75 be G. 
17 218.84 or 
11 115934 dz 8. 


do. Hp. BK. ED. 
Jisc.-Command. 
Dresdener Bank 
Gothaer Grund- 


75 
8: bz 
50 br 2 
„d b 
— oceditbank . 0 | 88,00 »G 
9 07.28 bz& 
6 10%, 8. 
12 202.60 G 
“| 3%¼ 70, % & 
i 3026.60 01 G. 


| 

5% 

Darmstädter GK. 10% 
I 


Sudenburg 20 
O.-Schl, Cham. 10 
do. Portl.- Cm 10 
Oppeindem-F. 7 
do. (Giesen) 10 
Gr. Berl. Hfordb 12% 
amb.Pferdeb| 5 | 
Potsd.ov Pfarb| 5% 
‚osen.Sprit-F.| + 
Rositzer Zuck. 7 
Schles. Cem. 


72/9, 130,10 bz 


103,69 8. 
113,50 ba 
138, 0 be 
83,25 da G 
. bz 


0 8. 
20 „6. Dester.Credit-A. 


Petersn.Dis0--Bk 


112,5: hz as 
198,99 be ( 
98,75 bz 
98,7% 8 
83,3030. 


„ Bodenor.-ük. 


50. Ont-Bd. be Ci 0 122.10 . gehGussst-F. 


154,25 8. Vonnersmrok 
141,59 G. ortm. St Pr.A 
110,80 6 


elsenkirchen 
107,13 8. 
101,10 bes. 


ibernia — 
91,50 G 71,1350,50 4 örd St.-Pr.-A. 
i61,96 bz 19° 113.25 G. 


ohtes. Bankver. 
arsch Comeztb. 9 
do. Disconto 


113,50 *. 

111,75 ur 5 10 188, 0 bz 
100% % . PM 495912825 . 
101,60 8. 3 4 14325 dd. 
95,06 be 6 5 89.0, 8. 


34,70 » 6s 34.3880 b. 
g : 


94,70 be ( 4 79,90 ta 
U in Voſen. 5 


